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Beginn der Sitzung: 12.35 Uhr 

Einziger Tagesordnungspunkt 

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über den unmittelbaren Zwang bei 
Ausübung öffentlicher Gewalt durch 
Vollzugsbeamte des Bundes 

BT-Drucksache 21/1502 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Meine sehr 
geehrten Damen und Herren, ich darf Sie heute 
Mittag herzlich zu einer weiteren Anhörung im 
Innenausschuss begrüßen. Ich freue mich, dass 
wir uns die Zeit nehmen, uns mit einem gesetz-
geberischen Vorhaben zu befassen. Ich darf die 
10. Sitzung des Innenausschusses hiermit 
eröffnen und Sie im Namen der Kolleginnen und 
Kollegen herzlich begrüßen. Mein Name ist Josef 
Oster. Ich bin der amtierende Vorsitzende des 
Innenausschusses und werde diese öffentliche 
Anhörung der Sachverständigen leiten.  

Thema der Anhörung ist der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zur „Änderung des Gesetzes 
über den unmittelbaren Zwang bei Ausübung 
öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des 
Bundes“ auf der Bundestagsdrucksache 21/1502. 
Ich danke Ihnen, sehr geehrte Sachverständige, 
dass Sie unserer Einladung nachgekommen sind 
und uns mit Ihrer Expertise zur Verfügung 
stehen, um dann später die Fragen der Kolleg-
innen und Kollegen aus dem Innenausschuss und 
aus den beteiligten weiteren Ausschüssen zu 
beantworten. Ich begrüße zunächst die von den 
Fraktionen benannten hier anwesenden Sach-
verständigen. Das sind Herr Prof. Dr. Rüdiger 
Lessig, Andreas Roßkopf, Heiko Teggatz und Prof. 
Dr. Mark Wagner. Ihnen ein herzliches 
Willkommen hier im Saal. Per Videokonferenz 
zugeschaltet sind die Sachverständigen Anja 
Bienert und Prof. Dr. Thomas Feltes. Für die 
Bundesregierung darf ich an meiner Seite den 
Parlamentarischen Staatssekretär Christoph de 
Vries herzlich willkommen heißen.  

Die Sitzung wird live im Bundestagsfernsehen 
und auf der Homepage des Deutschen Bundes-
tages übertragen. Ab morgen wird das Ganze 
auch in der Mediathek für die Öffentlichkeit zum 
Abruf bereitgestellt. Wir hatten wie üblich um 

schriftliche Stellungnahmen gebeten. Ich darf 
mich für die eingegangenen Stellungnahmen sehr 
herzlich bedanken. Sie sind selbstverständlich 
den Ausschussmitgliedern zugänglich gemacht 
worden. Ich darf darauf hinweisen, dass von der 
heutigen Anhörung ein Wortprotokoll erstellt 
wird und Ihnen zur Korrektur übersandt werden 
wird. Alle Details haben Sie schriftlich bekom-
men. Für die Anhörung haben wir ein Zeitfenster 
von 12.30 Uhr bis 14.30 Uhr vorgesehen.  

Wir haben uns in diesem Ausschuss darauf 
verständigt, dass wir zunächst den Sachver-
ständigen die Gelegenheit geben, ihre Stellung-
nahme, ergänzend zu dem, was auch schriftlich 
eingereicht wurde, einmal kurz in einem Zeit-
fenster von jeweils drei Minuten zu erläutern. Ich 
darf Sie bitten, sich an dieses Zeitfenster zu 
halten. Danach wird es Fraktionsrunden geben, 
bei denen die Sachverständigen befragt werden 
können. Auch das machen wir in der üblichen 
geübten Praxis, dass jede Fraktion zwei Fragen 
stellen kann: Entweder zwei Fragen an einen 
Sachverständigen oder je eine Frage an zwei 
Sachverständige. Dafür gilt ein Zwei-Minuten-
Zeitfenster, sodass auf die Fragen unmittelbar 
geantwortet wird. Je nachdem, wie der zeitliche 
Ablauf sein wird, werden wir zwei oder auch 
drei Fraktionsrunden durchführen können. Ich 
sehe da keinen Widerspruch. Dann würden wir 
in die Statements der Sachverständigen 
einsteigen, wir machen das in alphabetischer 
Reihenfolge. Ich bitte Frau Bienert um ihre 
Stellungnahme. 

SVe Anja Bienert (Amnesty): Vielen Dank für die 
Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Distanz-
Elektroimpulsgeräte (DEIG) sind extrem gefähr-
liche Waffen und deswegen halten wir es für sehr 
wichtig, dass diese hinreichend gesetzlich 
geregelt werden. Die Tatsache, dass sie in vielen 
Fällen ohne schwere Folgen eingesetzt werden, 
darf nicht darüber hinwegtäuschen: Wenn etwas 
beim Einsatz dieser Waffe schief geht, kann diese 
zum Tode eines Menschen führen. Dieses Risiko 
besteht bei einer größeren Anzahl Personen, als 
es die Begründungen für die Einführung dieser 
Waffen überhaupt vermuten lassen. Wenn bei 
einer Person, gegen die eine solche Waffe ein-
gesetzt wird, aufgrund von Alter, Drogenkonsum 
oder psychischer oder körperlicher Erkrankung 
ein besonders hohes Risiko des Herz- oder Atem-
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stillstands besteht, dann ist es anzunehmen, dass 
die Wirkung der Waffe dieses Risiko maßgeblich 
erhöhen. Tatsächlich bestanden solche Risiko-
faktoren bei vielen Todesfällen, zum Beispiel den 
für Deutschland von CILIP dokumentierten 
Todesfällen im Zusammenhang mit DEIGs oder 
bei den über 1.000 von der Agentur Reuters in 
den USA analysierten Todesfällen. Man muss 
davon ausgehen, dass es vermutlich der Einsatz 
des DEIGs war, der das Fass zum Überlaufen 
gebracht hat und damit die letzte entscheidende 
Ursache für den Tod war. Dazu kommen Perso-
nen, die sich beim Stürzen schwer oder tödliche 
Verletzungen zuziehen, besonders wenn bei 
ihnen aufgrund einer Erkrankung ohnehin die 
Gefahr besteht, dass sie sich bei einem unkontro-
llierten Sturz schwer oder tödlich verletzen. In 
dieser Hinsicht finde ich es sehr bedenklich, 
wenn man nach dem tatsächlichen Gebrauch der 
Waffe durch die Bundespolizei bei nur 24 
Personen diese kleine Zahl als Grundlage für die 
Bewertung der Waffe als ungefährlich heranzieht. 
Deshalb bedarf es für DEIGs einer sehr viel sorg-
fältigeren gesetzlichen Regelung, als sie nur mit 
einem einzigen Wort in die Liste der verschie-
denen Waffen aufzunehmen. Es bräuchte im 
Gesetz einen eigenen, detaillierten Unterab-
schnitt, wie dies bei den Schusswaffen der Fall 
ist.  

Der Einsatz des DEIG sollte auf solche gefähr-
lichen Situationen beschränkt werden, in denen 
es darum geht, den Einsatz einer Schusswaffe zu 
vermeiden. Es muss gefragt werden, auf welcher 
evidenzbasierten Informationslage der konkrete 
Bedarf überhaupt gerechtfertigt wird. Es scheint 
hier in Deutschland zu einer grundsätzlichen 
Ausweitung und Normalisierung polizeilicher 
Eingriffsbefugnisse zu kommen, die nicht aus-
reichend durch solide unterbaute operative 
Bedarfsermittlung gestützt wird. In dieser Hin-
sicht finde ich es sehr problematisch, dass die 
Begründung ausschließlich auf den Präventions-
gedanken gestützt wird. Eine so gefährliche Waffe 
kann nicht mit dem Hinweis eingeführt werden, 
dass allein die Drohung einen so abschreckenden 
Charakter habe, dass es nicht zum Gebrauch 
kommen wird. Grundsätzlich sollte mit keiner 
Waffe gedroht werden, wenn der Einsatz nicht 
gerechtfertigt wäre. Die Einführung einer Waffe 
sollte daher mit den operativen Situationen 
begründet werden, in denen sie tatsächlich zum 

Einsatz käme. Wenn sie darüber hinaus präven-
tive Wirkungen hat, ist das erfreulich, kann aber 
nicht der Grund für die Einführung sein. Dabei 
ist auch zu berücksichtigen, dass der Prozentsatz 
des erfolglosen Einsatzes von DEIG hoch ist. 
Mitunter wird von bis zu 30 Prozent berichtet. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Bitte achten 
Sie auf die Zeit. 

SVe Anja Bienert (Amnesty): Ja, noch einen Satz. 
Es war immerhin fast mehr als jeder sechste Ein-
satz 2023 erfolglos, sodass hier auch Sicherheits-
aspekte für Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte 
ins Spiel kommen. Insgesamt trägt die 
vorgeschlagene Änderung des Gesetzes zum 
unmittelbaren Zwang den Risiken der Waffe und 
den Grundsätzen der Bestimmtheit, Geeignetheit, 
Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit nicht 
hinreichend Rechnung. Vielen Dank. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Frau Bienert, 
ich glaube, die Uhr sehen Sie, Sie sind jetzt 
deutlich über den drei Minuten gewesen. Als 
nächstes darf ich, auch zugeschaltet, das Wort 
Herrn Prof. Dr. Feltes geben. Herr Feltes. 

SV Prof. Dr. Thomas Feltes: Danke. Ich versuche 
mich an die drei Minuten zu halten. Taser 
können töten, das haben wir gerade gehört. Das 
ist unstrittig. In den USA gehen wir von etwa 50 
Todesfällen pro Jahr aus. In Deutschland waren 
es bisher im Schnitt zwei pro Jahr. Taser ersetzen 
Schusswaffen nicht. Sie werden zusätzlich 
eingesetzt. Das ist ein weiteres Ergebnis der 
internationalen Forschung, die wir in diesem 
Bereich haben. Ich will betonen: Es gibt 
bestimmte Personengruppen, die auch von der 
Herstellerfirma des Taser ausdrücklich als solche 
genannt werden, bei denen der Einsatz gefährlich 
ist. Dazu gehören neben Menschen mit Herz-
problemen, Asthma oder Lungenproblemen, stark 
erregte Personen oder körperlich erschöpfte 
Personen, also ganz oft die Zielgruppen, die eben 
entsprechend getasert werden. Vor allem aber 
handelt es sich, und darum geht es, um drogen-
abhängige, alkoholabhängige oder Menschen in 
psychischen Ausnahmesituationen. Die sind in 
etwa 50 Prozent der Fälle, die Opfer von Taser-
Einsätzen. Gerade bei denen kann der Taser ganz 
oft nicht wirken, wie wir das im Fall „Mouhamed 
Dramé“ in Dortmund gesehen haben, weil sie 
eben relativ schnell unterwegs sind. Das heißt, 
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wir haben hier ein Verhältnismäßigkeitsproblem, 
dem man sich stellen muss. Wir haben ein 
weiteres Problem, dass in Diensteinweisungen 
ausdrücklich darauf hingewiesen werden müsste, 
dass der Taser diese entsprechenden Folgen 
haben kann, um die Beamtinnen und Beamten 
entsprechend zu schützen. Der Taser darf 
beispielsweise keinesfalls gegenüber Störern 
eingesetzt werden, wie das zuletzt in NRW von 
Einsatzbeamten gesagt worden ist. Ich möchte auf 
das, was Frau Bienert gerade gesagt hat, hin-
weisen: Man könnte das, was hier in Deutschland 
geschieht, fast eine Glorifizierung des Tasers 
nennen. Dabei hat der Taser nicht nur für die 
Betroffenen erhebliche lebensbedrohliche 
Risiken, sondern auch für die Polizeibeamten. Es 
gibt aus den USA eine Studie, die zeigt, dass in 
jedem zweiten Fall der Taser-Einsatz nicht 
erfolgreich war und dass dann oft Polizei-
beamtinnen und Beamte zu Tode gekommen 
sind, weil sie eben darauf vertraut haben, dass 
der Taser wirkt. Dieses Vertrauen in eine nicht 
wirkungsvolle Waffe kann fatal sein.  

Ein letztes: Wenn man diese Waffe einführen 
will, muss sie umfassend wissenschaftlich 
begleitet, ausgewertet und evaluiert werden, und 
zwar extern und öffentlich. Die Geheimnis-
krämerei, die zuletzt um einen Bericht der 
Bundesregierung gemacht worden ist, die darf 
sich nicht wieder ereignen. Es muss der Öffent-
lichkeit transparent gemacht werden, wie oft, in 
welchem Kontext und mit welchen Folgen diese 
Taser-Einsätze erfolgen. Todesfälle sind zu 
dokumentieren. Mediziner fordern ein 
entsprechendes Register und wir fordern in 
anderem Kontext ein Obduktionsarchiv von 
Menschen, die durch die Polizei getötet worden 
sind. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Prof. Dr. Feltes. Wir fahren fort, wechseln in 
den Saal und ich erteile Prof. Dr. Lessig das Wort. 

SV Prof. Dr. Rüdiger Lessig (UKH): Vielen Dank, 
dass ich aus rechtsmedizinischer Sicht hier etwas 
dazu sagen darf. Ich möchte voranstellen, dass 
ich für das gesamte Bundesland Sachsen-Anhalt 
zuständig bin. Wir haben bis heute keine der-
artigen Fälle – weder als Verletzte noch als Tote – 
zur Untersuchung gehabt. Das Gleiche ist mir aus 
den benachbarten Bundesländern nicht bekannt. 
Zusammenfassend ist zu sagen, dass die DEIGs 

eines der meisterforschten Einsatzmittel sind. Ich 
habe in der Internationalen Literaturdatenbank 
nachgeschaut und da sind in den letzten 25 
Jahren 413 Publikationen verzeichnet. Todesfälle, 
welche kausal mit der Einwirkung von einem 
DEIG zusammenhängen, sind bisher nicht 
bekannt.  

In verschiedenen Internetportalen, wie zum 
Beispiel unter der Überschrift „Tod mit Taser“, 
sind Fälle aufgelistet. Sieht man sich die dazu-
gehörigen Websites genauer an, so muss fest-
gestellt werden, dass die dazu verwendeten 
Quellen aus der Presse stammen. Es sind keine 
tatsächlichen Informationen zur Todesursache, 
weder auf Basis medizinischer Befunde noch 
einer Obduktion, enthalten. Es handelt sich um 
Fälle, wo eine psychische Ausnahmesituation 
bzw. Beeinflussung durch zentrale nervöse Subs-
tanzen oder schwerwiegende Vorerkrankungen 
eine Rolle spielen. Bei der Risikoabschätzung ist 
darauf zu verweisen, dass die Elektroden, aber 
auch die Stromeinwirkung auf den Körper zur 
Verletzung führen kann, welche medizinische 
Maßnahmen nach sich ziehen. Vorerkrankungen, 
psychische Erkrankungen oder Beeinflussung 
durch zentrale nervöse Substanzen können zu 
schwerwiegenden Komplikationen führen. 

Letztlich muss ich aus rechtsmedizinischer Sicht 
sagen, dass es in der Regel bei solchen Fällen, wo 
es tatsächlich zu schwerwiegenden Verletzungen 
oder auch zu Todesfällen nach dem Einsatz einer 
Waffe kommt, unabhängig vom DEIG, die Staats-
anwaltschaft eine rechtsmedizinische Begut-
achtung beauftragt. Etwas anderes habe ich noch 
nicht kennengelernt. Vielen Dank. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Prof. Dr. Lessig. Wir fahren fort und das 
Wort hat Andreas Roßkopf. 

SV Andreas Roßkopf (GdP): Auch im Namen der 
Gewerkschaft der Polizei herzlichen Dank für die 
Gelegenheit hier angehört zu werden. Ich möchte 
ausführen, dass die Gewerkschaft der Polizei 
ausdrücklich die Einführung des DEIG, die bevor-
stehen soll, begrüßt, da es ein Einsatzmittel ist, 
welches eine Lücke schließt, die bei unseren 
Kollegen fast tagtäglich, gerade in den Bahnhofs-
bereichen, entsteht: Die Lücke zwischen dem 
Einsatzmittel Pfefferspray, das eine Reichweite 
von vier bis sechs Metern hat und dem zweiten 
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Einsatzmittel, das ständig am Mann ist, nämlich 
der Einsatzschlagstock, der eine sehr kurze 
Distanz hat. Gerade mit dem neuen Taser 10, der 
angedacht ist, eingeführt zu werden, haben wir 
eine Distanz von bis zu 13 Metern mit einer 
hohen Ziel- und Treffergenauigkeit, um längere 
Distanzen in schwierigen Situationen sicher für 
unsere Kollegen zu bewältigen. Wir als Gewerk-
schaft der Polizei finden es schade, dass im 
Gesetzentwurf der DEIG als Waffe nach dem § 2 
Absatz 4 UZwG eingeführt werden soll und 
würden uns wünschen, dieses als Hilfsmittel der 
körperlichen Gewalt nach dem UZwG im Absatz 
3 einzuführen, um letztendlich auch hier die 
Entscheidung in wenigen Millisekunden, in 
denen Kollegen entscheiden müssen, welches 
Einsatzmittel sie wählen und einsetzen, ein Stück 
weit leichter zu machen. Ich möchte klar und 
deutlich hinzustellen, dass jedes Einsatzmittel 
vorher im Rahmen der Verhältnismäßigkeit in 
den kurzen Sekunden, die oftmals bleiben, 
geprüft werden muss und daher ist es klar, dass 
die Reihenfolge beachtet werden muss. Aus 
unserer Sicht ist es viel einfacher. In der 
Entscheidung sollte der Taser, der DEIG als 
Hilfsmittel der körperlichen Gewalt eingeführt 
werden. Wir haben gewisse Parameter, die für 
uns unerlässlich sind. So müssen alle nutzungs-
berechtigten Einsatzkräfte eine intensive Aus- 
und Fortbildung durchlaufen, am besten in 
quartalsmäßigen Schulungen. Weitere Parameter 
sind eine verbindliche Dokumentation, 
Evaluations- und Berichtspflichten nach jedem 
Einsatz und jeder Anwendung des DEIGs, ein 
Ausschluss des Einsatzes gegen erkennbare 
Kranke oder auch schwangere Frauen und letzt-
endlich eine Begrenzung auf kontrollierbare Ein-
satzlagen. Was meine ich damit? Einsatzlagen, 
die nicht in Versammlungen münden, wo es doch 
unkontrolliert sein kann, sondern wo es gegen 
Einzelpersonen oder kleinere Personengruppen 
geht, hier insbesondere an den über 5700 Bahn-
höfen und Haltepunkten, an denen die Bundes-
polizei zuständig ist. Zusammenfassend mag aus 
Sicht der Gewerkschaft der Polizei festzustellen 
sein, dass die gesetzlichen Regelungen zum Ein-
satz des DEIG ausdrücklich unterstützt werden, 
dass wir jedoch die geplante Einführung als 
Waffe als den falschen Weg sehen. Wir würden es 
gern als Hilfsmittel der körperlichen Gewalt 
eingesetzt wissen wollen. Herzlichen Dank. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Roßkopf. Wir fahren fort und das Wort hat 
Heiko Teggatz. 

SV Heiko Teggatz (DPolG): Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender, werte Damen und Herren 
Abgeordnete, auch die deutsche Polizeigewerk-
schaft begrüßt die Einführung des sogenannten 
Tasers ausdrücklich. Warum? Weil zum einen, 
genau wie der Kollege Roßkopf angesprochen hat, 
eine Lücke im täglichen Dienst geschlossen wird, 
nämlich immer die Frage, die sich meine 
Kolleginnen und Kollegen stellen, darf ich oder 
will ich von der Schusswaffe Gebrauch machen 
oder habe ich irgendein anderes Mittel zur 
Verfügung, was unter Umständen ein Schuss-
waffengebrauch verhindert. In dem Fall großes 
Lob, dass das Gesetzesvorhaben jetzt voran-
getrieben wird. Ich betrachte den Taser aus drei 
Blickwinkeln. Zum einen aus dem Blickwinkel 
der „Abschreckung“, also der Prävention, dass 
allein offenes Tragen dieses gelben Führungs- 
und Einsatzmittels auf der Weste dazu führt und 
geführt hat, dass es zu weniger Eskalation 
gekommen ist, gerade im bahnpolizeilichen 
Bereich. Das BMI hat regelmäßig von der 
Bundespolizei berichtet bekommen.  

Zum Zweiten müssen wir bei Lagebewältigung 
immer zwischen sogenannten statischen Lagen 
und sogenannten dynamischen Lagen unter-
scheiden. Für dynamische Lagen, also klassische 
Angriffe mit dem Messer auf die Kolleginnen und 
Kollegen oder andere Personen wird auch der 
Taser kein geeignetes Mittel sein, um solche 
Situationen zu bereinigen. Hier werden sie 
zwangsläufig auf eine Waffe zurückgreifen 
müssen, wie auch immer die dann aussieht, bis 
hin zur Schusswaffe. Der Taser ist gut zum Klären 
von sogenannten statischen Lagen geeignet. Wir 
alle, die auf Social Media unterwegs sind, haben 
von vorgestern dieses Video im Kopf, wo der 
Mensch in Nordrhein-Westfalen mit einer langen 
Eisenstange anfing, die Streifenwagen und 
parkenden Autos zu beschädigen und zu demo-
lieren. Die Kollegin, die dort in dem Einsatz 
mitverwickelt war, musste sich entscheiden, 
setze ich das Pfefferspray gegen den Störer ein 
oder lasse ich es bleiben. Ich sage, sie hat voll-
kommen richtig gehandelt, indem sie es nicht 
eingesetzt hat, weil die Situation dadurch 
wahrscheinlich noch mehr eskaliert wäre als so. 
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Hätte die Kollegin einen Taser an der Hand 
gehabt oder wäre ein Diensthund dabei gewesen, 
hätte die Situation möglicherweise ohne Abgabe 
eines Schusses aus der Schusswaffe geklärt 
werden können. Also klassische statische Lagen, 
wo noch keine Gefahr für Leib und Leben anderer 
besteht, da ist der Taser ein exzellentes Führungs- 
und Einsatzmittel. Deshalb sagen auch wir als 
Deutsche Polizeigewerkschaft, sollte dieser Taser 
definitiv eingeführt werden und kann ins UZwG 
aufgenommen werden. Ähnlich wie der Kollege 
der Gewerkschaft der Polizei, würden wir es 
begrüßen, diesen als Hilfsmittel der körperlichen 
Gewalt einzustufen, genau vor dem Hintergrund 
der Klärung der unterschiedlichen Lagen. 
Dynamische Lage – statische Lage. Dynamische 
Lage – Waffe. Statische Lage – Hilfsmittel der 
körperlichen Gewalt. So ist das UZwG in der 
Fassung auch aufgebaut. Herzlichen Dank. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Teggatz. Als letzter Sachverständiger hat in 
dieser Runde Prof. Dr. Wagner das Wort. 

SV Prof. Dr. Marc Wagner (HS Bund): Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete. Zu der intendierten 
gesetzlichen Erweiterung des Bundespolizei-
Waffenkatalogs um das Distanz-Elektroimpuls-
gerät, den Taser, gilt es rechtswissenschaftlich 
drei Feststellungen zu treffen.  

Erstens: Der Taser ist in Europa und in Deutsch-
land rechtlich wie tatsächlich arriviert. Unsere 
Nachbarländer setzen Taser im operativen 
polizeilichen Dienst ein. In Deutschland werden 
sie von der Polizei in sämtlichen Bundesländern 
genutzt. In mittlerweile 14 Landespolizeigesetzen 
ist der Taser als Waffe berücksichtigt. Das 
Gesetzesvorhaben der Bundesregierung betritt 
weder tatsächlich noch rechtlich terra incognita.  

Zweitens: Der Taser ist a priori Waffe und keines-
falls Hilfsmittel der körperlichen Gewalt. Das 
Einsatzmittel Taser ist potenziell signifikant 
eingriffsintensiver als die gesetzlich beispielhaft 
angeführten Hilfsmittel der körperlichen Gewalt, 
deren Eingriffsniveau durch das Hilfsmittel 
Fessel präjudiziert und begrenzt wird. So hat die 
Uniklinik Köln jüngst die möglichen gesund-
heitlichen Komplikationen eines Taser-Einsatzes 
untersucht. Insgesamt, so das Fazit, seien 
schwere gesundheitliche Folgen möglich, aber 

selten. Die Einordnung des Tasers als Waffe ist 
deshalb in der rechtswissenschaftlichen Literatur 
unumstritten.  

Drittens: Die Schaffung eines Taser-Gebrauchs-
rechts analog zum Schusswaffengebrauchsrecht 
ist verfassungsrechtlich nicht geboten. Nach stän-
diger Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichtes muss der parlamentarische Gesetzgeber 
die grundrechtswesentlichen Entscheidungen 
selbst treffen. Je größer die Grundrechtsrelevanz, 
desto präziser muss der Gesetz-geber die Normen 
fassen. Weil der mit dem Taser einhergehende 
Eingriff in das Grundrecht auf körperliche 
Unversehrtheit in der polizeilichen Praxis regel-
mäßig oberflächlich ist, bedarf es keiner Konkre-
tisierung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes im 
Sinne gesetzlicher Gebrauchsvorgaben.  

Schließen möchte ich mit folgendem, das 
Gesetzesvorhaben ergänzenden Gesetzestext-
vorschlag, der pro futuro eine rechtssichere 
bundespolizeiliche Erprobung technologisch 
neuer Einsatzmittel gewährleistete. Einsatzmittel, 
die Hilfsmittel der körperlichen Gewalt oder 
Waffen darstellen, können zur Anwendungs-
erprobung zeitlich befristet vom Bundes-
ministerium des Innern zugelassen werden. 
Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Prof. Dr. Wagner. Vielen Dank an alle Sach-
verständigen für Ihre einleitenden Vorträge. Wir 
steigen jetzt in die Fragerunde ein, so wie wir das 
vereinbart haben. Ich darf darauf hinweisen, dass 
die Vertreter der Unionsfraktion – beide – noch 
im Verkehr stecken, uns online verfolgen. Die 
werden in zwei, drei Minuten da sein. Ich würde 
die Reihenfolge ändern, die Unionsfraktion als 
letztes in dieser ersten Runde rannehmen und 
zunächst weiterführen in der üblichen Reihen-
folge. Ich würde als erstes der AfD-Fraktion die 
Möglichkeit geben, Fragen zu stellen. Herr 
Lensing, bitte. 

Abg. Sascha Lensing (AfD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender, zunächst auch von unserer Seite, 
herzlichen Dank für das Kommen und für Ihre 
Stellungnahmen. Ich habe zunächst eine Frage an 
Frau Bienert, die in ihrer Ausführung auf die 
extreme Gefährlichkeit dieser Distanz-Elektro-
impulsgeräte hingewiesen und von über 1.000 
Todesfällen in den USA gesprochen hat. In der 
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Erprobung, so konnten wir den anderen Stellung-
nahmen entnehmen, sind die Modelle Taser X2, 
X7 und X10 hier in Verwendung. Mich würde 
interessieren, ob das in Amerika an einem ande-
ren Modell liegt oder ob die andere Impulsgrößen 
haben, die da zur Anwendung kommen. Wenn 
Sie kurz was dazu sagen könnten, warum es aus 
Ihrer Sicht da so hohe Todesfallzahlen gibt.  

An Prof. Dr. Lessig, der auch gerade ausgeführt 
hatte, dass ihm keine Todesfälle bekannt sind, 
aber darauf hingewiesen hat, dass gerade jetzt in 
Bezug auf Pfefferspray und mehrfach dann bei 
psychisch Kranken oder unter BtM stehenden 
Personen, weder Pfefferspray noch die Taser 
wirken. Kann man beide Einsatzmittel auf den 
gleichen Personenkreis grob anwenden? Also 
stimmt die Annahme, dass, wenn ich einen 
psychisch Kranken oder einen, der schwer unter 
Betäubungsmitteln steht, habe und Pfefferspray 
nicht wirkt, ich mit hoher Wahrscheinlichkeit 
davon ausgehen kann, dass ein Taser-Einsatz da 
auch nicht zum Erfolg führt. Danke. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank 
für die Fragen. Es ist eine Frage an Frau Bienert 
und eine Frage an Prof. Dr. Lessig gestellt. Sie 
haben jeweils bis zu zwei Minuten Zeit. Frau 
Bienert, bitte. 

SVe Anja Bienert (Amnesty): Zunächst zur Klar-
stellung: Die verschiedenen Studien, die ich 
erwähnt habe, beziehen sich auf Todesfälle im 
Zusammenhang mit Tasern. Das heißt, es ist nicht 
zwangsläufig festgestellt, dass der Taser aus-
drücklich die eine Todesursache war. Das andere 
ist, es sind zum Teil Zahlen über einen längeren 
Zeitraum. Das heißt, es betrifft verschiedene 
Formen des Taser-Einsatzes. Den Punkt, den wir 
machen wollen, ist, dass die Mehrzahl der 
Personen, gegen die diese Waffe eingesetzt wird, 
wie auch schon Prof. Dr. Feltes das ausgeführt 
hatte, meistens gerade risikobehaftete Personen 
sind, die ein höheres Risiko haben, schwere 
Verletzungen davon zu tragen, dass also gerade 
die Personen, die eigentlich ausgeklammert 
werden, häufig Ziel von Taser-Einsätzen sind. Das 
ist der eine Grund, warum es in unseren Augen 
zu den hohen Zahlen kommt.  

Das andere Problem ist die schleichende Aus-
weitung des Gebrauches. Der Taser, wenn er 
einmal als unbedenklich und als eine harmlose 

Waffe eingeführt worden ist, wird leider immer 
steigend gebraucht. Es ist immer einfacher, darauf 
zuzugreifen und dann auch immer leichter in 
problematischen Situationen.  

Das sind die eigentlichen zwei Gründe, die wir 
für relativ hohe Zahlen sehen, sodass wir auch 
bei einer Einführung in Deutschland – wenn er 
denn vor allem mit dieser Erklärung „Er ist eine 
risikolose Waffe, die keine Probleme hat“ – ein-
geführt wird, das Risiko von über den Zeitraum 
steigenden Zahlen sehen. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Frau Bienert. Herr Lessig. 

SV Prof. Dr. Rüdiger Lessig (UKH): Zunächst 
muss ich voranstellen, dass wir keinerlei Erfah-
rungen mit solchen Einsätzen von Tasern haben. 
Insofern kann ich die Frage nicht konkret beant-
worten, die Sie gestellt haben, inwieweit es zu 
einer Wirkungslosigkeit bei Beeinflussung durch 
Alkohol, Drogen etc. kommt. Es ist medizinisch 
zu vermuten, dass es unter Umständen durch 
solche Einnahmen von Substanzen zu einer 
Wirkungseinschränkung kommen kann. Wir 
haben es mit „Legal Highs“ zu tun. Die Palette ist 
sehr breit und groß, sodass man keine generelle 
Einschätzung dazu abgeben kann, was gegebe-
nenfalls möglich ist.  

Ein Wort zu den psychischen Ausnahmezu-
ständen: Gelegentliche Todesfälle bei Anwen-
dung körperlicher Gewalt durch Polizeibeamte 
sehen wir dann, wenn es bei solchen Personen zu 
Zwangsmaßnahmen, also Fixierungen etc. 
kommt, weil die per se – ich habe das auch in 
meiner Stellungnahme reingeschrieben – eine 
Sauerstoffschuld mit sich herumschleppen und 
in diesem Erregungszustand unter Umständen 
die Sauerstoffversorgung des Organismus so 
herabgesetzt ist, dass es zu Todesfällen kommt. 
Das ist ein bekanntes Phänomen, was wir kennen 
und sehen. Insofern muss man das unter 
Umständen berücksichtigen. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Danke schön, 
Herr Prof. Dr. Lessig. Wir fahren in der Fraktions-
runde fort mit der SPD-Fraktion. Herr Vogel, Sie 
haben das Wort. 

Abg. Ingo Vogel (SPD): Herzlichen Dank, Herr 
Vorsitzender, Herr Staatssekretär, meine Damen 
und Herren Sachverständige. Herzlichen Dank 
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für Ihr Kommen, Ihre Stellungnahme, die 
Expertise und die Möglichkeit, heute hier Fragen 
zu stellen und Informationen zu bekommen. Wir 
freuen uns sehr drüber.  

Meine Frage geht in Richtung Gewerkschaft der 
Polizei. Herr Roßkopf, es geht uns um die 
Auswirkungen, insbesondere der Hintergrund der 
Einkategorisierung als Waffe und nicht als 
Hilfsmittel der körperlichen Gewalt. Ich verstehe 
das Ansinnen, was geäußert worden ist, aber 
auch da haben wir uns bei den anderen Polizeien 
der Länder umgeschaut, wie wird das bewertet. 
Wir haben es gerade gehört, wir haben es wohl 
richtig eingeordnet und ein-sortiert. Ich glaube, 
diese Waffe wird von den Kolleginnen und 
Kollegen in den Einsatzlagen nicht leichtfertig 
genutzt. Wir haben auch gehört, dass Kritiker 
behaupten, die Schwelle zur Gewaltanwendung 
durch Polizeibeamtinnen und Beamte würde 
möglicherweise sinken. Die Vorstellung ist, dass 
es eher zur Deeskalation beiträgt. Das ist das, was 
wir in der Erfahrung anderer Polizeien der 
Länder wahrgenommen haben. Allein das 
Vorhandensein dieses Einsatz-mittels kann 
deeskalierende Wirkung haben. Die erste Frage 
ist, sehen Sie das ähnlich? Wird die Schwelle der 
Gewaltanwendung sinken oder ist das Gegenteil 
der Fall, dass es präventiven Charakter aufbaut?  

Das Zweite hängt damit zusammen: Als Binde-
glied zwischen Schusswaffe und anderen Hilfs-
mitteln der körperlichen Gewalt, glauben wir, 
dass wir ein gutes Instrument in Ergänzung des 
Portfolios der Einsatzmittel haben. Wirkt sich das 
mindernd auf mögliche Schusswaffengebräuche 
aus, welche Ultima Ratio – das letzte Mittel – 
gewesen wären? Unsere Vorstellung dahinter ist, 
dass der Taser möglicherweise die Wirkung 
entfaltet, dass eine Schusswaffe gar nicht mehr 
eingesetzt werden müsste. Das wären unsere 
beiden Themenfelder. Herzlichen Dank.  

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Vogel. Zwei Fragen an Herrn Roßkopf. Sie 
haben bis zu vier Minuten Zeit zur 
Beantwortung. Bitte. 

SV Andreas Roßkopf (GdP): Danke schön. Zur 
ersten Frage: In keinster Weise sehen wir die 
Gefahr, dass die Hemmschwelle oder die 
Steigerung von Einsatz der Polizei dadurch 
forciert wird. Denn eines ist klar, wir sind in 

einem Rechtsstaat und der Polizeibeamte ist für 
sein Handeln immer selbst verantwortlich und 
hat den obersten Grundsatz, nämlich die 
Verhältnismäßigkeit, einzuhalten. Das heißt, 
selbst wenn ein Polizeibeamter einmal in der 
Anwendung seiner Einsatzmittel oder in der 
Anwendung von Gewalt falsch liegen würde, 
muss er sich im Nachgang immer rechtfertigen. 
Jeder Polizist wird sich nicht rechtfertigen wollen 
müssen. Letztendlich sind wir alle rechtsstaatlich 
gebunden und ganz klaren Gesetzen unterlegt. 
Deswegen ist es richtig, dass der DEIG, das 
Distanz-Elektroimpulsgerät, jetzt im UZwG 
rechtlich sauber verankert wird, sodass die 
Kollegen vor Ort nach klaren Rechtsparametern 
handeln können, sei es nun als Waffe oder auch 
als Hilfsmittel der körperlichen Gewalt. 

Unterscheiden tut sich das mit der Schusswaffe 
erheblich. Man muss sich Situationen an 
Bahnhöfen, Großbahnhöfen wie Berlin, Köln, 
Hamburg, wo ganz viele Menschen tagtäglich 
reisen, umsteigen, einsteigen, sich aufhalten, um 
einzukaufen, vorstellen. Mittlerweile sind Bahn-
höfe Einkaufsbahnhöfe, das heißt dort sind nicht 
nur reisende Fahrer, also viele hunderttausende 
Menschen am Tag, Millionen Menschen am Tag, 
im Übrigen über zwei Milliarden im Jahr, die die 
Bahn nutzen als Reisende. In solchen großen 
Räumlichkeiten mit so vielen Menschen die 
Schusswaffe einzusetzen, ist bei weitem das 
allerletzte Mittel. Deswegen ist der Taser, der 
DEIG, das richtige Einsatzmittel. 

Wie es auch mein Kollege Heiko Teggatz ange-
sprochen hat: Bei Messerangriffen, wo Menschen 
mit Messern innerhalb kürzester Zeit viele Meter 
überwinden können, ist oftmals das Pfefferspray, 
das eine Distanzweite von vier bis fünf Metern 
hat, nur ein sehr geringes Einsatzmittel, das zum 
Einsetzen kommt. Der Schlagstock ist an eine viel 
kürzere Distanz gebunden. Wegen dem Nicht-
Einsatz der Schusswaffe, nämlich der meist 
fehlenden Verhältnismäßigkeit beim Einsatz einer 
solche Schusswaffe, oftmals zumindest, ist der 
DEIG geeignet diese Lücke zu schließen. Dieses 
Instrument, dieses Einsatzmittel, ist heran-
zuziehen, um bei der neuesten Generation von 
über 13 Meter agieren zu können und auch 
Handlungszeit und Spielraum zu haben. Daher 
sehe ich keine Gefahr, dass die Einsatzschwelle  
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niedriger wird und dass eine Schusswaffe 
dadurch eingesetzt wird. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Roßkopf. Wir kommen zur Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Herr Emmerich. 

Abg. Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. 
Vielen Dank an Sie, liebe Sachverständige, für 
Ihre Expertise und Zeit, die Sie hier einbringen, 
auch mit Ihren Stellungnahmen. Zunächst einmal 
möchte ich bedauernd feststellen, dass uns leider 
der Abschlussbericht durch die Bundesregierung 
nicht zugegangen ist. Das hätte der Anhörung 
hier gut zu Gesicht gestanden, wenn wir die 
offiziell bekommen hätten und sie uns nicht per 
Google hätten zusammensuchen müssen. Damit 
hätte diese Anhörung an Qualität gewonnen.  

Mit Blick auf den vorliegenden Gesetzentwurf 
muss man feststellen, dass sich das BMI ein 
Stück weit mit der Einfügung eines Wortes einen 
schlanken Fuß macht, was nicht der Tragweite 
des Einsatzmittels der Waffe gerecht wird. In der 
Stellungnahme vom Deutschen Anwaltverein 
wird darauf abgehoben, dass es ein erheblicher 
Angriff in zentrale Grundrechte ist und daher 
eine spezifische gesetzliche Regelung braucht.  

Meine Frage geht an Sie, Herr Prof. Dr. Feltes. 
Wie müsste die Gesetzeslage ausgestaltet sein, 
eine gesetzliche Begründung, eine rechtliche 
Grundlage, damit der Eingriff in das Grundrecht 
auf Leben nach Artikel 2 Absatz 2 Grundgesetz 
verhältnismäßig ist? Außerdem würde mich 
interessieren, welche Maßnahmen den Einsatz 
von Tasern begleiten sollten, um das Risiko von 
Verletzungen oder gar von Todesfällen ins-
besondere auch bei Risikogruppen zu reduzieren? 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank. 
Beide Fragen gehen an Prof. Dr. Feltes. Herr 
Feltes, Sie haben bis zu vier Minuten zur 
Beantwortung. 

SV Prof. Dr. Thomas Feltes: Danke Ihnen, Herr 
Vorsitzender. Zum ersten Punkt: Ich denke und 
widerspreche dem Kollegen Wagner deutlich, 
dass beim Taser mehr im Gesetz verankert 
werden muss, was die Verhältnismäßigkeits-
prüfung anbetrifft, damit den Polizeibeamtinnen 
und Beamten immer wieder deutlich gemacht 
wird, dass es sich hier um ein lebensgefährliches 

Mittel handelt. Um das gegenüber dem Kollegen 
Lessig deutlich zu sagen: Man kann hier, Herr 
Kollege, nicht den lagebedingten Erstickungstod, 
den Sie angesprochen haben, mit dem Tod durch 
Taser in Verbindung bringen. Wir wissen, dass oft 
bei den Obduktionen die entsprechenden 
Ursachen nicht festgestellt werden können. Das 
wissen auch Ihre Kollegen und das wissen Sie 
auch. Deshalb wäre ein Obduktionsregister 
dringend notwendig, damit diese Lücke auf-
geklärt werden kann. Das heißt, die Verhältnis-
mäßigkeit muss in dem Gesetz klar deutlich 
gemacht werden. Die Gefährlichkeit muss 
deutlich gemacht werden.  

Ich würde mir wünschen und halte das für 
unabdingbar, dass parallel mit der Einführung 
des Tasers geregelt wird, wie das der Kollege Reul 
in NRW auch angedeutet hat, dass obligatorisch 
eine Bodycam getragen werden muss, wenn man 
einen Taser mit sich führt. Sodass diese Bodycam 
automatisch eingeschaltet wird, wenn der Taser 
gezogen wird. Das Gleiche müsste für die Schuss-
waffe gelten, damit diese Einsätze hinterher 
sauber kontrolliert werden können und aufge-
arbeitet werden können, was auch im Interesse 
der Polizeibeamtinnen und Beamten ist.  

Das Zweite: Taser-Einsätze werden ähnlich wie 
die Schusswaffen-Einsätze nach wie vor seltene 
Ereignisse sein, wenn man die Verhältnismäßig-
keitsprüfung ernst nimmt und sie nicht gegen-
über Störern einsetzt, wie das in NRW von 
Beamtinnen und Beamten gesagt worden ist, 
sondern als milderes Mittel zur Schusswaffe. 
Dazu der Hinweis: Wenn ich einen 13 Meter 
langen Taser 10 in Bahnhöfen einsetze, dann ist 
der Vergleich mit einer Demonstration in meinen 
Augen nicht weit hergeholt. Auch da sind die 
Risiken, dass durch diesen Gebrauch die ent-
sprechenden Elektroden nicht die Person treffen, 
sondern die drumherum stehende andere Person, 
sehr groß. Daher bin ich dafür, nicht nur eine 
quartalsmäßige Schulung, sondern auch eine 
entsprechende Überprüfung, eine Kontrolle, so 
etwas wie einen Taser-Führerschein einzuführen.  
Durch diesen sollte nachgewiesen werden, dass 
die Beamtinnen und Beamten über dieses 
Problem informiert sind und dass sie mit ent-
sprechenden Übungen, ähnlich wie den Schieß-
übungen mit der Waffe, vertraut gemacht worden 
sind und wissen, welches Risiko sie dabei ein-
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gehen, damit sie diese Verhältnismäßigkeits-
prüfung intensiv durchführen können. Danke. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Prof. Dr. Feltes. Wir kommen zur Fraktion 
Die Linke. Frau Fey, bitte. 

Abg. Katrin Fey (Die Linke): Guten Tag und 
vielen Dank an alle Sachverständigen für ihre 
Stellungnahmen, ihre Ausführungen. Uns fehlen 
klare rechtliche Grundlagen im Einsatz und im 
Umgang mit dem neuen Gerät. Meine Fragen 
richten sich an Frau Bienert. Der Gesetzentwurf 
sieht keine präzise Regelung vor, wann welche 
Hilfsmittel und Waffen eingesetzt werden dürfen. 
Es wird nur allgemein auf das Verhältnismäßig-
keitsgebot verwiesen, das ohnehin für alle 
staatlichen Maßnahmen gilt. Wenn man sich 
klassische Einsatzszenarien vorstellt: Was kann 
man aus Ihrer Sicht sagen, wann der Einsatz 
eines Tasers geeignet, erforderlich und im 
engeren Sinne auch verhältnismäßig wäre?  

Die zweite Frage bezieht sich auch auf das Gerät. 
Dieses soll nun im Gesetz als Waffe genannt 
werden, aber seine Gebrauchsweise wird nicht 
näher spezifiziert. Sie können das Gerät also 
sowohl durch Distanzbeschuss des Gegenübers 
mit Pfeilelektroden benutzen als auch im 
Kontaktmodus durch unmittelbares Aufsetzen 
der Elektroden auf dem Körper. Müssen 
ausdifferenzierte Regelungen für beide Einsatz-
möglichkeiten geschaffen werden oder soll der 
Kontaktmodus überhaupt zulässig sein? 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Frau Fey. Beide Fragen richten sich an Frau 
Bienert. Frau Bienert, auch Sie haben bis zu vier 
Minuten zur Beantwortung dieser beiden Fragen. 

SVe Anja Bienert (Amnesty): Vielen Dank. 
Einiges hat Prof. Dr. Feltes schon erwähnt. Vor 
dem Hintergrund der möglichen Lebensgefähr-
dung durch den Einsatz der Waffe muss die 
Verhältnismäßigkeit ausdrücklich auf sehr 
gefährliche Situationen festgelegt und begrenzt 
werden. Das gilt allgemein für Waffen. Je nach 
Schwere des Eingriffs einer Waffe darf sie nur 
zum Schutz eines gleichwertigen Rechtsgutes 
eingesetzt werden. Das bedeutet, wir sind hier 
sehr nah an einer gefährlichen Situation. Es muss 
eine Bedrohungslage vorliegen, bei der der 
Polizeibeamte oder die Polizeibeamtin sagt: 
„Wenn das jetzt schief geht, muss ich schießen. 

Um das zu verhindern, setze ich den Taser ein.“ 
Das wäre eine Verhältnismäßigkeitsüberlegung, 
die angemessen wäre und gerade nicht zum 
Beispiel, wie auch Prof. Dr. Feltes erwähnt hat, 
der Einsatz gegen Störer.  

Zur Erforderlichkeit gehört, dass alle anderen 
milderen Mittel versucht werden müssen. Und 
das, was wir in der Praxis sehen, ist, dass auf 
deeskalierende Maßnahmen, zum Beispiel das 
Herstellen eines größeren Sicherheitsabstandes, 
zu wenig zurückgegriffen wird. Das ist der 
Hintergrund, wenn der Taser als eine so ungefähr-
liche Waffe dargestellt wird. Er ist das einfache 
Mittel, auf das schneller zurückgegriffen wird. 
Die Erforderlichkeit müsste in der gesetzlichen 
Lösung extrem herausgestellt werden. Bei der 
Geeignetheit bin ich mir mit den Fachleuten aus 
der Praxis sehr einig. Der Taser ist etwas für 
statische Bedrohungslagen und nicht für dyna-
mische Bedrohungslagen. Das heißt, es müssen 
beide Falldioden treffen und der Abstand, in dem 
Rahmen die Falldioden treffen ist auch ein fest-
gelegter. Es dürfen außerdem bestimmte Bereiche 
im Körper nicht getroffen werden. Es muss auch 
festgelegt werden, dass man nicht auf das Gesicht 
zielt und dass die Herzgegend und der Hals zu 
vermeiden sind. Das ist in dynamischen 
Bedrohungslagen kaum sicherzustellen und 
daher sollte das festgelegt werden.  

Zu der Frage der verschiedenen Einsatzmöglich-
keiten, also dem Unterschied des Einsatzes mit 
Falldioden und des Einsatzes im Kontaktmodus: 
Aus unserer Ansicht sollte der Kontaktmodus 
gesetzlich eindeutig verboten werden. Erst 
einmal müssen wir klar machen – und das wird 
auch zu wenig öffentlich kommuniziert –, dass 
der Kontaktmodus nicht dazu führt, dass die 
Person handlungsunfähig wird. Es werden 
dadurch nur extreme Schmerzen zugefügt. Man 
fügt damit also extreme Schmerzen zu, um eine 
Person gefügig zu machen. Das ist mindestens 
eine unmenschliche degradierende Behandlung, 
unter manchen Umständen sogar Folter. Zudem 
kommt man dazu, dass dieser Einsatz nur 
möglich ist, wenn bereits ein extrem naher 
körperlicher Kontakt besteht, also nicht die 
Situation, die jetzt als Bindeglied im Hinblick auf 
eine bestehende Distanz beschrieben werden. 
Man sollte auch davon ausgehen, dass Polizei-
beamte in diesen Situationen in der Lage sind, 
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diese Nähe anders als mit dem Einsatz von einem 
so extrem schmerzhaften Mittel zu handhaben. 
Zudem hat sich auch herausgestellt, dass der 
Kontaktmodus nur begrenzt wirksam ist. Die 
Person wird häufig aggressiver und das führt 
dazu, dass der Taser sogar noch vermehrt mit 
mehr Stromstößen eingesetzt wird. Das erhöht 
die Risiken des gefährlichen und des tödlichen 
Ausgangs. Es besteht weiterhin das Risiko der 
Ausweitung des Gebrauches und eines 
sogenannten „Function Creeps“. Deshalb sollte 
der Kontaktmodus verboten werden. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Frau Bienert. Ausnahmsweise, wie eben erläutert, 
schließen wir diese erste Fragerunde mit der 
CDU/CSU-Fraktion. Herr Seif, Sie haben das 
Wort. 

Abg. Detlef Seif (CDU/CSU): Ich bedanke mich 
ausdrücklich dafür, dass die Reihenfolge in der 
Fragerunde verändert wurde. Ich bedanke mich 
bei Ihnen, den Sachverständigen, dafür, dass Sie 
die Eingangsstatements abgegeben haben. Die 
habe ich digital sehr interessiert verfolgt. Ich 
habe den Eindruck gewonnen, dass im Groben 
zwei Argumentationslinien unterwegs sind. Die 
einen, die aus der Praxis sind und das bewerten, 
und die anderen, die Ängste und Vorbehalte 
gegen dieses Instrument haben. Es wurde eine 
Erprobungsphase durchlaufen, unabhängig von 
der Anwendung in einzelnen Bundesländern. Bei 
rund 40.000 Einsätzen wurde dieses Instrument 
mitgeführt und ist 132 Mal zur Anwendung 
gekommen. In keinem Fall wurde bei diesen 
Einsätzen die Erforderlichkeit einer medizi-
nischen Nachsorge festgestellt. Also nicht einmal 
eine leichte Verletzung, wo noch ein Mediziner 
behilflich sein müsste. Es scheint mir, das muss 
ich für die Union feststellen, doch sehr über-
zogen, was hier teilweise dagegen vorgebracht 
wird. Auch Fälle, bei denen im Einsatz eine 
Person verletzt wurde oder ums Leben 
gekommen ist – das ist bei anderen Mitteln des 
unmittelbaren Zwangs, zum Beispiel bei 
Fesselungen und dergleichen auch nicht anders. 
Es ist immer darauf abzustellen, wie die 
Konstitution der Person ist. Hat sie unter 
Umständen Drogen oder Alkohol konsumiert und 
hat das dazu beigetragen. Das ist eine Vielzahl 
von Ursachen, die dazu beitragen können.  

 

Meine Fragen gehen an Herrn Teggatz. Frage eins: 
Wird in der Diskussion nicht Opfer-Täter-Rolle 
vertauscht? Denken wir ausreichend an die 
Polizeibeamten, die in schwierigen Einsatzlagen 
sind, schnell entscheiden müssen und dann 
verhältnismäßig reagieren müssen? Punkt zwei: 
Sie hatten in Ihrer schriftlichen Ausführung 
angeregt, dass der Taser als Hilfsmittel der 
körperlichen Gewalt eingestuft wird. Bringen Sie 
da einmal die Argumente aus Ihrer Sicht 
zusammen. Vielen Dank. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Seif. Beide Fragen richten sich an Herrn 
Teggatz. Auch Sie haben bis zu vier Minuten zur 
Beantwortung. 

SV Heiko Teggatz (DPolG): Herzlichen Dank, Herr 
Vorsitzender. Ich gehe gern darauf ein. Es ist 
nicht nur für das polizeiliche Gegenüber 
schmerzhaft zu erfahren, möglicherweise einen 
Taser abzubekommen, sondern – und das haben 
Sie richtig formuliert – das ist es ganz entschei-
dend für meine Kolleginnen und Kollegen. 
Müssen sie auf die Schusswaffe zurückgreifen 
oder gibt es irgendetwas anderes vor der Ultima 
Ratio? Da kann ich Ihnen aus der Praxis, in den 
Bundespolizeiinspektionen, wo dieses Distanz-
Elektroimpulsgerät getestet wurde, sagen, dass 
sich die Kolleginnen und Kollegen mit diesem 
Führungs- und Einsatzmittel sehr wohl fühlen. 
Erstens, weil das von sich aus deeskaliert. Wir 
hatten das in der Runde schon angesprochen. Das 
bloße Tragen hat dazu geführt, dass Angriffe auf 
Polizistinnen und Polizisten zurückgegangen 
sind. Wenn es zum Einsatz kommt und man im 
Nachgang mit den Kolleginnen und Kollegen 
spricht, sagen alle „Gott sei Dank, musste ich 
nicht auf die Schusswaffe zurückgreifen.“ 

Wir sprechen von statischen und dynamischen 
Lagen. Darauf weise ich als Unterfütterung 
meiner Argumentation hin, warum wir großen 
Wert darauf legen, dass dieses Führungs- und 
Einsatzmittel als Hilfsmittel der körperlichen 
Gewalt eingestuft wird. Es gibt einerseits 
dynamischen Lagen, bei denen es darum geht, 
Menschenleben zu retten – im schlimmsten Fall 
auch das eigene – und da werden Sie mit Hilfs-
mitteln der körperlichen Gewalt nicht weit 
kommen. Derzeit im UZwG definierte Hilfsmittel 
der körperlichen Gewalt sind beispielsweise der 
Diensthund, das Dienstpferd oder der Wasser-
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werfer. Sie werden zwingend in solchen 
Situationen auf eine Waffe zurückgreifen müssen. 
Wenn ich Ihnen sage, dass das Pfefferspray als 
Waffe eingestuft ist, aber der Wasserwerfer als 
Hilfsmittel der körperlichen Gewalt, dann ist es 
kein Argument, zu sagen, dass ein Einsatzmittel 
aufgrund der Schwere der Wirkung irgendwo 
einsortiert werden muss. Das UZwG sieht ganz 
klar eine Trennung zwischen Hilfsmitteln der 
körperlichen Gewalt und Waffen aufgrund der 
jeweiligen Einsatzlagen vor.  

Das Beispiel Berlin Neptunbrunnen liegt einige 
Jahre zurück, aber ich glaube, wir alle erinnern 
uns an diese schrecklichen Bilder, bei denen die 
Kolleginnen und Kollegen von der Schusswaffe 
Gebrauch machen mussten, um diesen verwirrten 
Menschen aus diesem Brunnen zu holen. Hätte 
die Berliner Polizei damals einen Taser gehabt, 
wäre diese Situation nicht tödlich verlaufen. Das 
war eine klassische statische Lage, weil der 
Mann, der in dem Brunnen stand, niemanden 
angegriffen hat oder mit dem Leben bedroht hat. 

Genauso ist es bei dem Video, das vorgestern 
durch Social Media ging, ich habe es eingangs 
erwähnt. Auch dabei handelt es sich um eine 
klassische statische Lage. Da war eine Person, die 
Blechschäden und Glasschäden an Polizeifahr-
zeugen verursacht hat. Meine Kolleginnen und 
Kollegen stehen dann vor der Entscheidung 
„Nehme ich die Schusswaffe, lasse ich es bleiben 
oder habe ich ein anderes Mittel?“. Deshalb – 
weil es zur Bereinigung dynamischer Lagen nicht 
geeignet ist – ist es aus meiner Sicht notwendig, 
dieses Gerät als Hilfsmittel der körperlichen 
Gewalt einzustufen. Kollege Roßkopf hat es 
angesprochen: Bei einer lebensbedrohliche Situa-
tion auf einem Bahnhof, würde niemand auf die 
Idee kommen, einen Messerangreifer mit dem 
Distanz-Elektroimpulsgerät unschädlich zu 
machen. Da bleibt oftmals nichts anderes übrig 
als die Ultima Ratio. Das gilt es jedoch zu 
vermeiden und da gilt es die Lücke zu schließen. 
Es gilt immer in der Chronologie der Auflistung 
zwi-schen Hilfsmittel und Waffe deeskalierend 
zu wirken. Deshalb wäre mir sehr daran gelegen, 
wenn dieses Führungs- und Einsatzmittel als 
Hilfsmittel der körperlichen Gewalt und nicht als 
Waffe ins UZwG aufgenommen wird. Herzlichen 
Dank. 

 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Teggatz. Wir sind damit mit der ersten 
Fragerunde durch. Ich gehe davon aus, dass der 
Wunsch nach einer weiteren besteht. Das wird 
mit Kopfnicken bejaht. Dann steigen wir in die 
zweite Fragerunde ein und kehren zu unserer 
üblichen Fraktionsreihenfolge zurück. Ich darf 
zunächst der CDU/CSU-Fraktion und dem 
Kollegen Seif das Wort erteilen. 

Abg. Detlef Seif (CDU/CSU): Das ist ein Novum, 
dass ich zweimal nacheinander dran bin. Ich 
habe eine Frage an den Sachverständigen Wagner. 
Sie haben möglicherweise auch die Situation in 
den Bundesländern untersucht oder verglichen. 
Wenn das der Fall ist, könnten Sie uns berichten, 
wie sich die Lage vor Ort darstellt und wie das 
dort rechtlich bewertet wird, wie es eingestuft 
wird – als Hilfsmittel oder Waffe? 

Die zweite Frage knüpft an das an, was Sie 
ausgeführt haben. Ich habe dieses Video gesehen, 
das ging viral, wo Polizeibeamte in Schockstarre 
standen. Da war eine Person zu sehen, die mit 
einem Schlaginstrument Scheiben von einem 
Polizeiwagen eingeschlagen hat und andere 
Personen bedrohte. Da habe ich daran gedacht, 
dass ein Taser das verhindert hätte. Eine 
Schusswaffe wäre unverhältnismäßig gewesen. 
Klassisches Beispiel. Meine Frage in dem 
Zusammenhang: Kennen Sie außer den bereits 
geschilderten Fällen noch weitere Einzelfälle, die 
uns bei der Bewertung behilflich sein könnten? 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Seif. Jeweils eine Frage an Herrn Prof. Dr. 
Wagner und an Herrn Teggatz. In dieser 
Reihenfolge bitte, Herr Wagner. 

SV Prof. Dr. Marc Wagner (HS Bund): Herr Seif, 
vielen Dank für Ihre Frage. Ich habe nicht nur auf 
die rechtliche Bewertung des Distanz-Elektro-
impulsgerätes geblickt. Da habe ich mich sehr 
eindeutig positioniert. Daran wird man auch 
rechtswissenschaftlich nicht rütteln können, 
wenngleich aus polizeipraktischer Sicht der 
Versuch unternommen wird, das anders zu 
konnotieren. 

Der Taser ist nicht nur in den Ländern, sondern 
weltweit, auch in Europa arriviert. In über 100 
Ländern wird der Taser als operatives Mittel 
eingesetzt. In unseren Nachbarstaaten ist der 
Taser eine Selbstverständlichkeit. In Frankreich 
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sind es 18.000 Geräte. In Polen sind es 9.000 
Geräte. In Großbritannien sind es 15.000 Geräte. 
In Österreich, der Schweiz, in Belgien, in den 
Niederlanden wird das Distanz-Elektroimpuls-
gerät eingesetzt. In allen Ländern nutzen die 
Polizeien das Distanz-Elektroimpulsgerät. Das 
darf man nicht übersehen. Es sind acht Länder, 
die das Distanz-Elektroimpulsgerät in der Fläche 
im Einzeldienst zur Anwendung bringen. In acht 
Ländern wiederum wird es vor allem bei den 
SEKs und bei der Bereitschaftspolizei genutzt. 
Zehn Landespolizeigesetzgeber haben das 
Distanz-Elektroimpulsgerät expressis verbis als 
Waffe eingestuft. Vier weitere Länder haben das 
implizit getan.  

Ich kann nur wiederholen, die Bundesregierung 
macht nichts, was man als dunkle oder schwarze 
Magie bezeichnen könnte, sondern hier ist 
wirklich bekanntes Terrain. Und auf das tritt 
dieser Gesetzentwurf folgerichtig. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Wagner. Herr Teggatz. 

SV Heiko Teggatz (DPolG): Um da nochmal 
konkret drauf einzugehen. Zunächst mag der 
Eindruck erweckt worden sein, die Kolleginnen 
und Kollegen stünden in Schockstarre auf diesem 
Video. In Wirklichkeit haben die aber hochprofes-
sionell, und zwar deeskalierend reagiert. Die 
Kollegin hat bewusst ihr Pfefferspray, das als 
Waffe eingestuft ist, nicht eingesetzt, um die Lage 
nicht weiter eskalieren zu lassen. Insofern ist das 
diese klassische Situation, wo man mit einem 
Distanz-Elektroimpulsgerät vermutlich schneller 
die Lage hätte bereinigen können.  

Es gibt auch weitere Fälle, ich habe den Neptun-
brunnen angesprochen. Es gibt in der Bundes-
polizei regelmäßig Fälle, insbesondere an Bahn-
höfen, wo verwirrte, alkoholisierte oder unter 
Drogen stehende Personen mit gefährlichen 
Gegenständen in der Hand drohen, jemanden zu 
verletzen und wild rumbrüllen. Das ist nicht 
alltäglich, aber es kommt sehr häufig vor. Da 
stehen meine Kolleginnen und Kollegen immer 
wieder da und haben folgenden Gedanken: „Was 
machen wir jetzt in Hamburg auf dem Haupt-
bahnhof mitten auf dem Gleis? Wir können ihn 
nicht mit dem gefährlichen Gegenstand in der 
Hand einfach stehen lassen, können aber auch 
nicht näher rangehen und die notwendige 

Sicherheitsdistanz unterschreiten, weil uns dann 
nur das Pfefferspray oder der Schlagstock bleibt.“ 
Insofern ist das Alltag. In den vier Bundespolizei-
inspektionen, wo die Erprobung lief, ist das auch 
vorgekommen. Es lässt sich auch den Berichten 
entnehmen, dass gerade solche Situationen durch 
Anwendung des Distanz-Elektroimpulsgeräts 
gelöst werden konnten.  

Eine Anmerkung, die möchte ich mir raus-
nehmen. Polizistinnen und Polizisten, die mit 
einem solchen Führungs- und Einsatzmittel 
ausgestattet werden, brauchen keinen Taser-
Führerschein, sondern die werden im Rahmen 
der Aus- und Fortbildung sehr intensiv in diesen 
Geräten geschult und sind sehr rechtssicher in 
der Anwendung. Glauben Sie mir, auch die 
Verhältnismäßigkeit wird in jedem Einzelfall von 
jedem Kollegen immer geprüft. Danke. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank. 
Es geht weiter mit der AfD-Fraktion. Herr 
Drößler, bitte. 

Abg. Christopher Drößler (AfD): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Auch von meiner Seite vielen 
Dank für Ihr Kommen und dass Sie sich heute die 
Zeit genommen haben. Wir begrüßen ausdrück-
lich, dass das jetzt von der Bundesregierung 
vorangetrieben wird. Mein Kollege und ich waren 
vor unserer Zeit als Abgeordnete selbst im 
Polizeidienst tätig und würden uns freuen, wenn 
die Kollegen im aktiven Dienst mit den 
entsprechenden Geräten ausgestattet werden.  

Meine erste Frage geht an Frau Bienert. Sie 
kritisieren die möglichen Risiken des Tasers. Wie 
bewerten Sie im Vergleich dazu die deutlich 
höheren Verletzungsraten bei körperlicher 
Gewalt, beim Einsatz eines Schlagstocks oder 
beim Einsatz des Reizstoffsprühgerätes? Denn 
dort kommt es zur Gewaltanwendung und zu 
Verletzungen. Meine zweite Frage an Herrn 
Teggatz zu dem, was Sie zum Schluss gesagt 
haben. Es gibt viele Kritiker, die den Beamten 
vorwerfen, sie würden eine Art Machtmissbrauch 
mit dem Taser durchführen und würden das 
Ganze ausnutzen. Was entgegnen Sie den 
Kritikern? 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank. 
Eine Frage an Frau Bienert und eine an Herrn 
Teggatz. Frau Bienert, zwei Minuten für Sie. 
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SVe Anja Bienert (Amnesty): Grundsätzlich trägt 
jede Waffe ein Risiko in sich, Verletzungen zu 
verursachen. Die Frage ist nicht nur, wie häufig 
solche Vorkommnisse auftreten, sondern auch, 
wie sehr das Risiko kontrolliert werden kann und 
wie schwer dieses Risiko dann wiegt. Da ist ein 
wesentlicher Unterschied zwischen dem Taser 
und den anderen Waffen. In der Regel führen 
Schlagstöcke und Pfefferspray, wenn sie korrekt 
eingesetzt werden, nicht zu schwerwiegenden 
Verletzungen. Ich kann das in der Art und Weise, 
wie ich sie einsetze, kontrollieren. Beim Taser ist 
der Ausgang ungewiss. Man kann es nicht 
kontrollieren und im schlimmsten Fall führt es 
dann zum tödlichen Ausgang. Das ist der wesent-
liche Unterschied. Es geht nicht nur um die 
Häufigkeit der Fälle, sondern auch um die Frage, 
wie schwer die Konsequenz wiegt, wenn sie denn 
eintritt. Ich habe sehr erfreut den Beitrag von 
Herrn Teggatz gehört. Nur entspricht das nicht 
dem Text der Einführung und gegen die Kategori-
sierung als Waffe. Der Taser sollte die Ultima 
Ratio sein, um zu verhindern, dass man zur 
Schusswaffe greifen muss. Diesem Gedanken der 
Ultima Ratio muss die Gesetzesänderung 
Rechnung tragen, weil das Risiko beim Taser, das 
man selbst nicht kontrollieren kann, im schlim-
msten Fall den tödlichen Ausgang in sich birgt. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank. 
Die zweite Frage ging an Herrn Teggatz. Bitte. 

SV Heiko Teggatz (DPolG): Herzlichen Dank. 
Zum Thema des möglichen Machtmissbrauchs, 
kann ich das für meine Kolleginnen und Kollegen 
ausschließen. Warum? Polizistinnen und 
Polizisten in Deutschland, egal ob bei einer 
Polizei im Land oder beim Bund, genießen eine 
hochprofessionelle Ausbildung und werden nach 
ihrer Ausbildung hochprofessionell fortgebildet. 
Zumindest kann ich das für die Bundespolizei 
sagen. Alles, was neu an Führungs- und Einsatz-
mitteln oder Gesetzen kommt, wird fortgebildet, 
und zwar sehr intensiv und verpflichtend vor 
allen Dingen. Wir hatten das schon in der 
Diskussion, dass man das jedes Quartal 
überprüfen sollte. Das wird gemacht.  

Bevor ich mit einem Führungs- und Einsatzmittel 
wie dem Taser ausgestattet werde und den tragen 
darf, muss ich eine bestimmte Fortbildung 
genossen haben, und zwar eine ziemlich auf-
wendige Fortbildung und das ist auch gut so. 

Insofern habe ich keine Bedenken, dass meine 
Kolleginnen und Kollegen im täglichen Dienst 
ein Distanz-Elektroimpulsgerät als Machtmittel 
verwenden werden. Ganz im Gegenteil, die 
werden alle heilfroh sein, dass sie ein Gerät mehr 
in ihrem Werkzeugkasten haben, um gefährliche 
Lagen bereinigen zu können. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank. 
Wir fahren fort mit der SPD-Fraktion. Herr Vogel. 

Abg. Ingo Vogel (SPD): Herr Vorsitzender, mit 
Ihrem Einverständnis würden mein Kollege 
Fiedler und ich uns jeweils eine Frage teilen. 
Meine Frage geht an Herrn Roßkopf. Wir haben 
heute eine gewisse Bandbreite gehört zwischen 
Befürwortern und Kritikern. Der Vergleich zu den 
Vereinigten Staaten ist immer wieder gefallen. Da 
würde ich gern Ihre Einschätzung hören, ein 
Stück weit vor dem Hintergrund, dass die 
Verhältnisse in den Vereinigten Staaten und in 
Deutschland zumindest nach unserer Bewertung 
sehr unterschiedlich sind, und zwar auf beiden 
Seiten, sowohl was Aus- und Fortbildung der 
dortigen Einsatzkräfte im Vergleich zur Bundes-
polizei in Deutschland angeht, aber auch zur 
Bevölkerung, in der durchaus Schusswaffen 
generell verfügbar sind. Amerika geht da sehr 
anders mit um als Deutschland. Für uns wäre es 
ganz interessant, ob dieser Vergleich aus Ihrer 
Sicht sinnvoll ist und für diese Diskussion 
erhellende Erkenntnisse bringt. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Herr Fiedler. 

Abg. Sebastian Fiedler (SPD): Vielen Dank, weil 
zu medizinischen Sachverhalten so unterschied-
liche kriminologische Hinweise unterwegs 
gewesen sind, wollte ich Herrn Prof. Lessig als, 
ich glaube, im Raum einzigen Mediziner und 
Rechtsmediziner, bitten, die Wirkungsweise ein 
bisschen klarzustellen. Korrigieren Sie mich als 
Laie gern. Ich habe verstanden, dass das auf die 
Skelettmuskulatur wirkt, die zwangskontrahiert. 
Ich habe gerade nachgelesen, dass die Energie 
und Spannung beim Taser, wenn ich das richtig 
gelesen habe, bei einem Kilovolt und etwa je 
nach Widerstand 100 Millijoule liegt, während 
ein Weidezaun sechs Joule und zehn Kilovolt hat. 
Das ist die Laienperspektive. Können Sie das ein 
bisschen einordnen, damit wir es verstehen – 
weil wir vorhin von Sauerstoffschuld gehört 
haben –, um einzuordnen, wie der Taser wirkt 
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und wodurch diese Risiken wirklich zustande 
kommen, die wir viel gehört haben. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank. 
Zwei Fragen, zwei unterschiedliche Ziel-
personen. Als erstes hat Herr Roßkopf zur Beant-
wortung das Wort und dann Herr Prof. Dr. Lessig. 

SV Andreas Roßkopf (GdP): Herzlichen Dank für 
die Frage. Genau da liegt der große Unterschied 
zwischen den Kollegen in Amerika, den 
Vereinigten Staaten, und bei uns. In Amerika 
haben wir Situationen, dass Polizeibeamte in 
einigen Bundesstaaten teilweise nur wenige 
Wochen Ausbildung als Polizeibeamte genießen. 
Wir genießen bei der Bundespolizei und der 
Polizei in den Ländern mindestens zweieinhalb 
Jahre im mittleren Dienst oder drei Jahre im 
gehobenen Dienst. Es handelt sich um eine 
fundierte rechtliche, aber letztendlich auch 
praktische Ausbildung, die die Kollegen 
grundsätzlich auf den Polizeiberuf ausgiebig und 
sehr umfassend vorbereitet. Wie schon 
angesprochen, haben wir in Deutschland die 
Situation, dass wir bei allen Einsatzmitteln eine 
regelmäßige Fortbildung nach der Ausbildung 
genießen. Im Schießen ist das in gewissen 
Abständen zwingend vorgeschrieben, um die 
Waffe dauerhaft als Polizist tragen zu dürfen.  

Bei dem DEIG darf es nicht anders sein. Ein DEIG 
ist auch eine Waffe, die, wenn sie so kategorisiert 
wird, dann eingesetzt wird und die die 
Ausbildung davor und dann die regelmäßige 
Fortbildung genießen muss. Wie es Herr Teggatz 
schon ausgeführt hat, ist die Bundespolizei, aber 
auch alle Polizeien der Länder Paradebeispiel 
dafür, dass mit akribischer Genauigkeit diese 
Übungen, diese Fortbildungen vollzogen werden. 
Daher sehe ich den Vergleich mit den USA, mit 
den Vereinigten Staaten, eher als hinkend an. 

Ich möchte deutlich hervorheben, dass jeder 
Polizeibeamte, wie ich es schon ausgeführt habe, 
für sein Handeln eigenverantwortlich ist und sich 
dafür im Nachgang rechtlich, im schlimmsten 
Falle, wenn das Fehlverhalten da war, gerichtlich 
verantworten muss. Daher wird sich jeder 
Beamte, jede Kollegin und jeder Kollege sehr 
genau überlegen, in der Abwägung der Verhält-
nismäßigkeit und des Einschreitens, wie und mit 
welchen Mitteln eingeschritten wird. Danke 
schön. 

SV Prof. Dr. Rüdiger Lessig (UKH): Aus medizi-
nischer Sicht sind es zwei Elektroden, die in den 
Körper eindringen, die mit einem Stromimpuls 
versehen werden, die dazu führen sollen, sofern 
richtig getroffen wird, das ist vielleicht eine 
Ergänzung zu Ihrer Frage vorhin, die Elektroden 
mit einem gewissen Abstand richtig die 
Muskulatur treffen, das dazu führen soll, dass der 
Mensch bewegungsunfähig wird. Es kommt zu 
unwillkürlichen Kontraktionen der Muskulatur. 
Das kann zur Einschränkung der Atmungstätig-
keit führen. Die Brustmuskulatur ist für die 
Atmung zuständig. Insofern kann es bei solchen 
Erregungszuständen, auch wenn keine weitere 
Gewalt eingewirkt wird, dazu führen, dass es bei 
der schon bestehenden Sauerstoffschuld 
zusätzlich dazu kommt, dass eine Beeinträchti-
gung der Atmung vorliegt. Auf der anderen Seite 
kann durch den Stromstoß, insbesondere, wenn 
es sich um Menschen handelt, die eine Herz-
rhythmusstörung haben oder einen Defibrillator 
tragen oder eine Herzerkrankung haben, eine 
Stromeinwirkung zu Schäden führen. Es ist 
empfohlen, dass nach Einwirkung eine medizi-
nische Behandlung in Hinsicht auf das EKG 
durchgeführt werden sollte, um auszuschließen, 
dass Folgeschäden entstehen können. Man muss 
wissen, dass in unserer Bevölkerung viele 
Personen existieren, die genetisch bedingt eine 
Herzrhythmusstörung mit sich tragen, wo keiner 
davon weiß, weil noch nichts aufgetreten ist. Das 
zählt jedoch zum Lebensrisiko, wenn man von 
einer Erkrankung nichts weiß und die dann 
einmal auftritt und dann tödlich ist. Da kann eine 
Stromeinwirkung auf den Körper, Muskulatur – 
das Herz ist ein Muskel – zu Schäden führen. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Lessig. Wir fahren fort mit der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Herr Emmerich. 

Abg. Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Ich 
möchte eingangs etwas zu den Anmerkungen 
vom Kollegen Seif sagen, weil ich finde es nach-
vollziehbar, dass es Bedenken zu so einem neuen 
Einsatzmittel bei der Polizei gibt, zumal wir als 
Gesetzgeber die Verantwortung in beide 
Richtungen tragen, also sowohl die Sicherheit der 
Bevölkerung als auch die Sicherheit der Beamt-
innen und Beamten. Das ist das, was so ein Mittel 
für die Polizei leisten muss, ob es den Schutz der 
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Bevölkerung erhöht beziehungsweise den Schutz 
für die Beamtinnen und Beamten. Darum geht es. 
In dem Zusammenhang eine Frage an Sie, Herr 
Roßkopf. Es gibt Studien, die sagen, dass es ein 
Risiko für die Beamtinnen und Beamten gibt, 
teils auch mit tödlichen Folgen. Dahingehend die 
Frage, was ist zu beachten bei der Ausbildung 
von Polizistinnen und Polizisten mit diesem 
Einsatzmittel? Denn es geht auch um den Schutz 
der Beamtinnen und Beamten.  

Ich hätte eine Frage an Sie, Herr Prof. Lessig. Es 
gab in der Vergangenheit diese Todesfälle. Es ist 
so wenig über die Zusammenhänge bekannt. Sie 
haben gerade noch mal gesagt, Herzrhythmus-
störungen sind weit verbreitet. Da habe ich keine 
Zahl im Kopf. Können Sie das sagen? Warum ist 
so wenig über Vorerkrankungen und über 
Todesfälle in solchen Fällen bekannt? Wie kann 
man die Fälle besser aufklären? Herr Prof. Feltes 
hat über ein Obduktionsregister gesprochen. Da 
würde mich Ihre Position interessieren. Danke. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Emmerich. Wiederum jeweils eine Frage an 
Herrn Roßkopf und dann an Herrn Prof. Dr. 
Lessig. Herr Roßkopf, bitte. 

SV Andreas Roßkopf (GdP): Danke, Herr 
Vorsitzender. Lieber Herr Emmerich, gern 
antworte ich auf die Frage. Die Ausbildung ist ein 
großer und grundlegender Bestandteil bei der 
Einführung des DEIGs. Warum? Es ist ein Instru-
ment, ein Einsatzmittel, was sehr komplex ist. 
Eines muss man wissen, wir haben einen Ziel-
projektor, einen Laserpointer, der die Schuss-
richtung vorgibt, wo man das Ziel ins Auge 
fassen kann. Wir haben ein stroboskopartiges, 
tausendlumiges Licht, das bei der Androhung 
aufblitzend erscheint, um zunächst abzu-
schrecken. Wir haben einen langen und lauten 
Alarmton, der bei der Androhung des Gerätes 
erfolgt. Wir haben auch die Situation, dass wir 
nicht auf jedes Körperteil schießen sollten, das 
sich uns bietet, sondern auf Körperteile, die im 
besten Sinne auch so ungefährliche Verletzungen 
wie möglich hervorrufen, sprich auf Beine oder 
Arme, um den Kontakt herzustellen.  

Das alles zusammen bedarf einer erheblichen 
Ausbildung und einer Fortbildung, um die 
Handhabungssicherheit im täglichen Geschäft so 
groß zu gewährleisten, dass der Kollege, die 

Kollegin in der Lage ist, handlungssicher mit 
dem Gerät zu arbeiten. Daher müssen die 
Kolleginnen und Kollegen intensiv in einer 
Grundausbildung ausgebildet und regelmäßig 
analog der Schusswaffe fortgebildet werden, 
sodass in einer täglichen Bedrohungslage, die 
immer wieder entstehen kann, die Handlungs-
sicherheit vollumfänglich gegeben ist.  

SV Prof. Dr. Rüdiger Lessig (UKH): Welche 
Erkrankungen? Das ist ein Potpourri, was ich 
nennen müsste, was gegebenenfalls zu tödlichen 
Komplikationen führen kann. Es ist primär beim 
Einsatz von Strom im Taser das Herz, was 
gegebenenfalls Schäden erleiden kann. Mehr als 
das Risiko kann ich Ihnen nicht sagen, weil wir 
keine Erfahrung damit haben. Erfahrungen haben 
wir mit denen, die unter körperlicher Zwangs-
maßnahme ruhiggestellt werden und dann 
plötzlich in diesem Prozess versterben. Das ist 
vergleichbar, weil die Sauerstoffschuld zum Tod 
führt in diesen Fällen.  

Was die Obduktion angeht, ich kenne es nicht 
anders in unserem Bundesland, dass bei Todes-
fällen unter polizeilichen Maßnahmen, in Haft-
anstalten etc. pp. immer eine Obduktion durch 
die Staatsanwaltschaft beantragt wird. Das ist 
strafprozessual geregelt, ein Todesermittlungs-
verfahren. Wir als Sachverständige sind 
gegenüber der Staatsanwaltschaft auskunfts-
berechtigt, ansonsten nicht. Das heißt, wenn man 
sowas einrichten möchte, müsste das über das 
Justizministerium geklärt werden, weil das in die 
Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft gehört. Ich 
persönlich halte das für sinnvoll. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Roßkopf, Herr Lessig. Wir fahren fort mit der 
Fraktion Die Linke, Frau Fey. 

Abg. Katrin Fey (Die Linke): Ich würde gern zwei 
Fragen an Frau Bienert richten. Amnesty 
International, weitere Menschenrechtsorganisa-
tionen und UN-Gremien machen sich seit vielen 
Jahren für Maßnahmen stark, die unter dem 
Begriff „Accountability“ zusammengefasst 
werden. Das bedeutet, dass beim Einsatz öffentl-
icher Gewalt besondere Rechenschaftspflichten 
gelten, dass alles gut nachvollziehbar ist und 
dokumentiert wird, auch um Vorgänge durch 
Gerichte oder unabhängige Beschwerdemechanis-
men zu überprüfen. Was würde „Accountability“ 
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im Kontext von Distanz-Elektroimpulsgeräten 
bedeuten? Wie regeln andere Staaten das? 
Beispielsweise durch die Kopplung von DEIG 
und Bodycam?  

Eine Frage zur Verhältnismäßigkeit des Einsatzes: 
Wo sehen Sie unter diesem Aspekt Reformbedarf 
beim UZwG? Die Linke hat in der Vergangenheit 
immer wieder gefordert, den Einsatz von Pfeffer-
spray präziser zu regeln, sodass er der Abwehr 
einer konkreten Gefahr dient, aber nicht als unge-
zieltes Zwangsmittel einzusetzen ist. So etwas 
sehen wir immer wieder bei Versammlungslagen, 
wenn die Polizei zum Beispiel aus großen Kartu-
schen Personengruppen eindeckt, aber auch 
Fußballfans kommen regelmäßig in solche Situa-
tionen. Gibt es also neben dem DEIG weitere 
Hilfsmittel oder Waffen, deren Einsätze präziser 
geregelt werden sollten? Wie könnte das 
geschehen? 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Frau Fey. Frau Bienert, Sie haben die Möglich-
keit, bis zu vier Minuten auf die beiden Fragen zu 
antworten. 

SVe Anja Bienert (Amnesty): Was die „Accounta-
bility“ anlangt, sollte es eine Selbstverständlich-
keit sein, dass jeder Einsatz eines DEIG verpflich-
tend berichtet wird. Dazu gehört alles – die 
Aktivierung, die Ausrichtung des Laserstrahls, 
die allgemeine Bedrohung, die Anzahl und Dauer 
der Stromstöße. Alles sollte detailliert berichtet 
werden. Daher sollten nur Geräte in Gebrauch 
genommen werden, die diese Registrierung 
erlauben können. Es gibt mittlerweile Systeme, 
wo es um die automatische Verbindung zwischen 
der Bodycam und dem Taser geht. Das sollte es 
auch für die Schusswaffe geben, dass diese auto-
matisch das Geschehen aufzeichnen. Wir sind der 
Meinung, dass, wenn es denn zum Einsatz von 
unmittelbarem Zwang und Gewalt kommt, die 
Einschaltung der Bodycams in jedem Fall 
verpflichtend sein sollte. Das ist bislang etwas, 
das in der allgemeinen Gesetzgebung nicht der 
Fall ist. Das gehört in den gesetzlichen Rahmen 
für das Gesetz zum unmittelbaren Zwang, dass so 
etwas aufgenommen wird. Wir erwarten auch, 
dass Polizeibehörden regelmäßig untersuchen, ob 
operative Vorteile erzielt wurden. Das ist etwas, 
woran wir bislang noch viel Zweifel haben. Und 
dass daher der Einsatz des Tasers regelmäßig von 
den Polizeibehörden selbst überprüft wird, 

welche Vorteile die Waffe gebracht hat, welche 
Risiken oder welche schleichende Funktionsaus-
weitung eingetreten sind. Dazu gehört auch 
unsere Forderung für alle Polizeibehörden, die 
Schaffung einer unabhängigen, effektiven 
Beschwerdestelle, die sich das regelmäßig 
anschauen kann, wie Gewalt eingesetzt wird, 
auch dies unabhängig und auch ohne Klagen, 
und die entsprechende Handlungsempfehlungen 
geben kann, wenn bei dem Gebrauch von Waffen 
und bei dem Einsatz von Gewalt etwas verbessert 
oder geändert werden muss.  

Zu der Frage der Verhältnismäßigkeit insgesamt. 
Das hat mich bislang irritiert in den Stellung-
nahmen. Die Verhältnismäßigkeit sollte sich nicht 
danach richten, haben wir statische oder dyna-
mische Einrichtungen, ist etwas eingeordnet als 
Hilfsmittel körperlicher Gewalt oder ist es eine 
Waffe. Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz sollte 
sich nach den möglichen Verletzungen richten, 
die etwas ausrichten kann. Da ist es erforderlich, 
dass für jede Waffe eine spezifische Einsatz-
schwelle festgelegt wird, die sich an ihrer Gefähr-
lichkeit orientiert. Das ist etwas, was bislang im 
Gesetz zum unmittelbaren Zwang völlig unzu-
reichend geregelt ist. Deshalb geht es jetzt nicht 
um irgendwelche terminologischen Einord-
nungen, sondern: Eine Waffe, die eine körper-
liche Verletzung hervorrufen kann, muss eine 
bestimmte Einsatzschwelle haben, je nachdem, 
wie schwer diese Verletzung ist und darf nicht 
unterhalb von solchen Einsatzschwellen 
eingesetzt werden. Bei dem Pfefferspray gilt 
eindeutig, dass dieses weitreichende Einsprayen 
von Personen, ohne dass von diesen Gefahren 
ausgehen, unter Verhältnismäßigkeitsgesichts-
punkten völlig unakzeptabel ist und deshalb 
auch einer Regelung bedarf. So ist es auch bei 
anderen Waffen, wie beim Taser: dass unter 
Bestimmtheitsgesichtspunkten und Verhältnis-
mäßigkeitsgesichtspunkten die gesetzliche 
Regelung viel präziser gefasst werden muss und 
nicht einfach eine Liste von Waffen, die die 
Polizei nutzen kann, gemacht werden kann. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank. 
Wir sind damit am Ende der zweiten Fragerunde. 
Ich blicke zu den Fraktionen, ob der Bedarf für 
eine weitere Runde besteht. Herr Kollege Seif, 
bitte.  
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Abg. Detlef Seif (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Ich will Bezug nehmen auf eine 
Beantwortung der Sachverständigen Anja 
Bienert, die vorhin sinngemäß gesagt hat, bei 
einem richtigen Einsatz des Einsatzstocks 
kommen nicht gravierende Verletzungen 
zustande, wie beim Taser. Da richte ich die Frage 
an unsere beiden Praktiker, Roßkopf und Teggatz, 
wie Sie das bewerten. Ich habe im Hinterkopf, 
Sie setzen ein: Dienstpferde, Diensthunde, 
Pfefferspray. Erklären Sie uns, die nicht in 
solchen Einsätzen dabei sind, zumindest nicht 
regelmäßig, wie sich das bei dynamischen 
Einsatzlagen gestaltet und ob es so ist, dass man 
abgestuft von einer geringeren Gefahr reden kann. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Seif. Eine Frage, die sich an zwei Sach-
verständige richtet, an Herrn Roßkopf und an 
Herrn Teggatz. Sie haben die Möglichkeit, darauf 
zu antworten. Herr Roßkopf. 

SV Andreas Roßkopf (GdP): Danke, Herr 
Vorsitzender. Vielen Dank für die Frage. Das ist 
die spannendste Frage in Einsatzlagen, die die 
Kolleginnen und Kollegen vor Ort treffen 
müssen. Welches Einsatzmittel ist vor Ort? Nicht 
überall ist der Wasserwerfer mit eingebunden. 
Nicht überall ist ein Pferd vorhanden und nicht 
immer ist der Diensthund mit vor Ort, der 
eingesetzt werden kann. Diese Abwägung stellt 
sich oftmals nicht. Aber tatsächlich ist die Frage, 
welches Mittel setze ich ein. Oftmals ist die 
Frage, gerade in Lagen, wie groß ist der Abstand 
noch zum Gegenüber, das sich fehlverhält, weil 
ich einschreiten muss. Ist die Distanz noch so 
groß, dass das Pfefferspray schon eingesetzt 
werden kann? Vier bis fünf Meter, maximal sechs 
Meter sind die handelsüblichen Pfeffersprays 
einsetzbar, die bei den Kollegen vor Ort an der 
Koppel am Gürtel festgemacht sind. Ist die 
Distanz noch weiter, dann haben wir schon gar 
kein Einsatzmittel mehr, das wir einsetzen 
könnten, außer als letzte Konsequenz die Schuss-
waffe, die zum Glück so gut wie nie zum Einsatz 
kommt. Das heißt genau aus diesem Grund ist das 
Fehl dieser distanzüberbrückenden Maßnahmen, 
nämlich das Einsatzmittel DEIG das absolut 
richtige Mittel, um es einzuführen, um diese 
Distanzen bewältigen zu können.  

Man darf nicht vergessen, ein Messerangreifer 
überwindet eine Distanz von drei bis fünf 

Metern, teilweise unter einer Sekunde. Das heißt, 
man muss schauen, dass man so früh wie 
möglich als Polizist, als Polizistin vor Ort ein-
schreitet, um Gefahr für das eigene Leib und 
Leben von sich zu halten. Daher ist es zumindest 
mit der neuen Generation Taser 10 richtig, jetzt 
ein weiteres Mittel, Hilfsmittel, Einsatzmittel an 
den Start zu bringen, um unsere Kollegen und 
den Bürger, der möglicherweise bedroht oder 
angegriffen wird, zu schützen. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank. 
Herr Teggatz. 

SV Heiko Teggatz (DPolG): Danke schön. Ob ich 
als Polizeibeamter das Pfefferspray zur Lagebe-
reinigung oder eine Hiebwaffe einsetze, ist oft-
mals witterungsabhängig. Bei Gegenwind Pfeffer-
spray zu verwenden, ist nicht gut für einen 
Polizisten. Ein Pfefferspray wirkt bei starken 
Minustemperaturen nicht so, wie es wirken 
sollte. Da muss ich immer die Gretchenfrage 
stellen. Was nehme ich jetzt? Eins kann ich sicher 
sagen. Verletzungen durch Einsatz einer Hieb-
waffe, egal ob dem „Tonfa“, das ist dieser 
Schlagstock, den wir an der Bereitschaftspolizei 
haben, oder diesem kurzen Einsatzstock, der 
teleskopartig ausfährt, sind garantiert deutlich 
schwerwiegender als der Einsatz mit einem 
Distanz-Elektroimpulsgerät für das polizeiliche 
Gegenüber. Da habe ich selbst meine Erfahrung 
im Umgang mit solchen Führungs- und Einsatz-
mitteln am Hamburger Hauptbahnhof sammeln 
dürfen. Ich hätte mir früher so manches Mal 
gewünscht, das Distanz-Elektroimpulsgerät zu 
haben, um genau sowas zu vermeiden. 

Wir sind immer wieder in der Diskussion. Es 
wurde vorhin vom Diensthund, vom Dienstpferd 
oder vom Wasserwerfer gesprochen. Ich erinnere 
in dieser Runde gern daran, dass diese drei 
Sachen Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind. 
Selbst der Diensthund, den ich schicke, um eine 
Gefahr abzuwehren, die aber nicht konkret gegen 
Leib oder Leben geht, ist ein Hilfsmittel der 
körperlichen Gewalt. Auch ein Diensthund ohne 
Maulkorb richtet größeren Schaden an als das 
Distanz-Elektroimpulsgerät. Danke. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Teggatz. Wir fahren in der Fraktionsrunde 
fort. Für die AfD Herr Lensing. 
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Abg. Sascha Lensing (AfD): Vielen Dank. Ich 
habe zunächst an Prof. Dr. Feltes eine Frage. Und 
zwar hatte ich selbst noch nicht davon gehört, 
aber deshalb interessant, dass Sie das erwähnt 
hatten. Gibt es eine Statistik zu den Vorfällen, die 
Sie erwähnt haben, dass Polizeibeamte in den 
USA im Vertrauen darauf, dass der Taser als Ein-
satzmittel Wirkung zeigt, aufs Polizeiliche gegen-
über, einen Straftäter geschossen haben und dann 
hinterher selbst tödlich durch diesen Angreifer 
verletzt wurden? So habe ich Ihre Ausführungen 
entnommen. Gibt es dazu eine Statistik? In wie 
vielen Fällen wurde in Amerika bereits so ein 
Gerät eingesetzt und danach Polizeibeamte durch 
den Angreifer tödlich verletzt? 

An Herrn Roßkopf noch eine Frage. Sie schreiben 
in Ihrer Stellungnahme unter Punkt 4: Aus- und 
Fortbildung erfolgt bereits als „Hilfsmittel der 
körperlichen Gewalt“. Dann subsummieren Sie 
so ein Pleiten, Pech und Pannenjournal. So habe 
ich das gelesen. Könnten Sie uns erklären, wenn 
ich auf Bundesebene einen Taser einführen 
möchte, den bereits 14 Länderpolizeien nutzen 
und der dort als Waffe eingestuft ist, wie man bei 
der Führungsakademie oder sonst irgendwo, 
darauf kommt, dass Beschulungsbedarf entsteht? 
Sie führen aus, jetzt müsste alles neu beschult 
werden, wenn diese Qualifizierung, Klassifizie-
rung als Waffe eintritt. Vielleicht könnten Sie uns 
zu dem Werdegang kurz etwas berichten, durch-
aus gern kritisch, weil das, was Sie bereits 
aufgeschrieben haben, da ist aneinander vorbei-
gearbeitet worden. Mich würde Ihre Sicht 
interessieren. Danke. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank. 
Das ist jeweils eine Frage, zuerst an Herrn Prof. 
Dr. Feltes und dann an Herrn Roßkopf. Herr 
Feltes, bitte. 

SV Prof. Dr. Thomas Feltes: Schönen Dank. 
Tatsächlich gibt es diese entsprechenden 
Quellen, die sind in meiner schriftlichen 
Stellungnahme entsprechend hinterlegt. Wenn 
sie dort nicht zu finden sind, dann in den beiden 
Quellen, die ich zu Beginn erwähne – einerseits 
den Aufsatz von dem Kollegen Andreas Ruch 
und andererseits meine eigene frühere Stellung-
nahme zum Taser. Das ist denklogisch nachvoll-
ziehbar. Wenn Sie sich den Vorfall in Dortmund, 
die Tötung von Mouhamed Dramé durch die 
Polizei vor Augen halten, dort ist genau das 

passiert. Es haben eine Beamtin und ein Beamter 
den Taser eingesetzt, der nicht richtig getroffen 
hat. Unter anderem, weil die beiden Elektroden 
nicht richtig gesessen haben und die Person 
weiter auf die Beamten zugelaufen ist. Dann 
musste von der Schusswaffe Gebrauch gemacht 
werden. Das ist eine durchaus nicht seltene 
Situation, gerade in diesen, die ich als dynamisch 
bezeichnende Lagen ansehe, wenn jemand mit 
einer Waffe oder einem gefährlichen Gegenstand 
durch die Gegend läuft, dann ist er nicht leicht 
zu treffen. Das ist ein gewisses Risiko, weil, wenn 
ich mich für den Taser und gegen die Schuss-
waffe entscheide, habe ich häufig nicht diese 
Abdeckung oder diese Rückendeckung wie im 
Fall Dortmund, sondern bin allein auf mich 
gestellt und kann ganz schlecht zuerst den Taser 
und dann die Schusswaffe ziehen. Danke schön. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank. 
Herr Roßkopf, bitte. 

SV Andreas Roßkopf (GdP): Herr Vorsitzender, 
danke. Danke für die Frage, Herr Lensing. Der 
DEIG ist nicht überall als Waffe eingestuft. Zum 
Beispiel in Berlin oder Schleswig-Holstein ist es 
als Hilfsmittel der körperlichen Gewalt 
deklariert. Daher haben wir uns mit den Kollegen 
in diesen Ländern, sowohl wo es als Waffe 
deklariert und eingeführt ist oder eben auch als 
Hilfsmittel, lang und ausgiebig unterhalten und 
haben unsere Einführungen bzw. Probeläufe 
unter der Rubrik Hilfsmittel der körperlichen 
Gewalt erstmal vorläufig zumindest für den 
Erprobungslauf befragt und auch bei denjenigen 
Kollegen, die geschult worden sind, in ihrer 
Abwägung und in ihren Entscheidungsprozessen 
unter der Prämisse Hilfsmittel der körperlichen 
Gewalt befragt.  

Es ist so, dass die Voraussetzungen ein Stück weit 
anders sind, denn allein die Androhung ist bei 
der Klassifizierung als Waffe durchaus anders zu 
bewerten und zu bedenken, als wenn wir von 
einem Hilfsmittel der körperlichen Gewalt 
sprechen. Es ist oftmals die Androhung des 
DEIGs in dem Erprobungslauf der Bundespolizei 
oder in den Ländern, wo es schon eingeführt ist, 
oftmals deeskalierend und deswegen halten wir 
es für sachlich richtig, zu sagen, die Androhung 
gestaltet sich einfacher. Alle anderen Gründe, 
warum es als Hilfsmittel der körperlichen Gewalt 
aus unserer Sicht, auch aus der Sicht von dem 
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Kollegen Heiko Teggatz gesehen wird, haben wir 
schon dargestellt. Wir haben in Deutschland 
beide Varianten der Einstufung des Distanz-
Elektroimpulsgerätes, sowohl als Waffe, als auch 
als Hilfsmittel. Wir halten es aus den darge-
stellten Gründen als Hilfsmittel für die richtige 
Wahl. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank. 
Herr Fiedler für die SPD-Fraktion. 

Abg. Sebastian Fiedler (SPD): Ich habe zwei 
Fragen. Vielen herzlichen Dank. Die gehen beide 
an Herrn Prof. Dr. Wagner. Wenn Sie etwas zum 
Gebrauchsrecht auf der einen Seite sagen 
könnten, und auf der anderen Seite unterstützt 
die Bundespolizei regelmäßig die Länder bei 
ihrer Arbeit. Wie sinnvoll ist das, dass es mal als 
Hilfsmittel der körperlichen Gewalt und mal als 
Waffe eingesetzt ist, in Anbetracht der Tatsache, 
dass es in den allermeisten Fällen, übrigens auch 
in Berlin, als Waffe eingesetzt ist? Können Sie 
dazu Ihre Einschätzung geben? 

SV Prof. Dr. Marc Wagner (HS Bund): Vielen 
Dank, Herr Fiedler. Dazu nehme ich gern 
Stellung. Das Thema Waffengebrauchsrecht ist 
hier bisher mehr oder minder unter den Tisch 
gefallen. Aus rechtswissenschaftlicher Perspek-
tive bedarf es ein solches Gebrauchsrecht für das 
Distanz-Elektroimpulsgerät nicht. Zur Begrün-
dung verweise ich auf die ständige Rechtsprech-
ung des Bundesverfassungsgerichtes, auf die 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichtes, wonach nur das Wesentliche vom 
Wesentlichen in ein Parlamentsgesetz hinein 
muss. Das heißt, je stärker die Grundrechte der 
Bürger betroffen sind, je gewichtiger die 
Angelegenheit für die Allgemeinheit ist, desto 
detaillierter und genauer muss die gesetzliche 
Regelung sein. Wenn wir auf die Anwendungs-
erprobung der Bundespolizei schauen, die nun 
fünf Jahre währt, dann entnehme ich der Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Deut-
schen Bundestag, dass in 20 Fällen Hautverlet-
zungen durch Eindringen der Pfeilelektroden 
verzeichnet wurden und ein einziges Mal eine 
sturzbedingte Platzwunde auftrat. Das heißt, wir 
können resümieren, dass der Eingriff in die 
körperliche Unversehrtheit regelmäßig oberfläch-
lich ist und daher ein eigenes Distanz-Elektro-
impulsgerät-Gebrauchsrecht nicht vonnöten ist. 

Was die Rechtslage in den Ländern anbelangt, so 
ist das völlig eindeutig. Es gibt nur ein einziges 
Land, das ist das Land Sachsen, das das Distanz-
Elektroimpulsgerät als Hilfsmittel einstuft und 
das ist nur Kraft Verwaltungsvorschrift 
geschehen. Danke schön. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Prof. Dr. Wagner. Wir fahren in der 
Fraktionsrunde fort. Herr Emmerich für die 
Grünen. 

Abg. Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Ich 
habe eine Frage an Prof. Dr. Feltes und danach 
eine Frage an Herrn Roßkopf. Herr Feltes, hier in 
der Anhörung dreht es sich immer darum, gerade 
in der Frage davor, sollte es als Waffe oder als 
Hilfsmittel eingestuft werden? Können Sie sagen, 
was dafür spricht, es als Waffe einzustufen, wenn 
man es schon einführt?  

Dann eine lebensnahe, lebenspraktische Frage an 
Herr Roßkopf. An so einem Gürtel hängen bereits 
einige Sachen – Handfessel, Schlagstock, Schuss-
waffe, Ersatzmagazin. Irgendwo liegt eine Weste 
herum – Funkgerät, Bodycam, je nachdem. Wann 
ist das Ende der Fahnenstange erreicht? Wie viel 
können wir den Beamtinnen und Beamten noch 
an Einsatzmaterial, Ausstattung aufhalsen, bevor 
sie nicht mehr laufen können? 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Danke, Herr 
Emmerich. Herr Feltes und dann Herr Roßkopf 
zur Beantwortung, bitte. 

SV Prof. Dr. Thomas Feltes: Danke. Die Ein-
stufung als Waffe ist wegen der schweren Folgen 
unabdingbar. Man kann sich nicht, wie der 
Kollege Wagner meint, auf die niedrigen Zahlen 
der Erprobung in Deutschland beziehen. Wir 
haben gehört, dass der Taser weltweit eingesetzt 
wird und wir haben weltweit entsprechende 
Daten, die man zugrunde legen muss, weil es die 
gleichen Typen sind. Der Taser 10 ist nicht in 
wesentlichen Elementen neu und auch da gibt es 
bereits die ersten Erfahrungen. Das ist unabding-
bar und sollte entsprechend umgesetzt werden, 
weil ansonsten die Gefahr besteht, das hat Herr 
Fiedler angedeutet, dass unter Umständen unter-
schiedliche Rechtsvorschriften beim Einsatz der 
Bundespolizei an Bahnhöfen oder im Umfeld von 
Bahnhöfen gilt, wenn gemeinsam mit der Landes- 
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polizei gearbeitet wird. Daher ist es unabdingbar, 
den Taser als Waffe einzustufen. Danke. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Danke. Herr 
Roßkopf. 

SV Andreas Roßkopf (GdP): Danke für die Frage. 
Die Frage haben wir uns als Gewerkschaft der 
Polizei auch gestellt. Wie viel Einsatzmittel 
passen noch an den Gürtel oder an die Schutz-
weste des Kollegen oder der Kollegin? Deswegen 
haben wir Umfragen innerhalb unserer Kollegen-
schaft durchgeführt, um zu hinterfragen, ob es 
noch erträglich ist, die tägliche Einsatzausstat-
tung mitzuführen. Die Antwort war eindeutig. 
Die Lücke durch das Einsatzmittel DEIG zu 
schließen, erhielt eine große positive Rück-
meldung und überwiegt dem, dass ein weiteres 
Einsatzmittel an den Körper mit verstaut und 
herumgetragen werden muss. Es ist eklatant, 
diese Lücke zwischen einem weiteren Abstand 
und der Einsatzmittel, die wir im Moment haben, 
abgesehen von der Schusswaffe, dass wir nur auf 
kurze Distanz reagieren können und der 
Situation, dass wir durch den DEIG zumindest 
der neuesten Generation zehn auf einer gewissen 
Distanz bleiben können. Da überwiegt der Schutz 
der Kolleginnen und Kollegen und auch der 
Schutz des Bürgers, der bedroht, belästigt oder 
angegriffen wird. Daher gehen wir mit großer und 
guter Stimme voran, um zu sagen, wir begrüßen 
die Einführung, weil auch die Kolleginnen und 
Kollegen dahinterstehen. 

Amt. Vors. Josef Oster (CDU/CSU): Danke schön, 
Herr Roßkopf. Die Fraktion Die Linke hat keine 
weiteren Fragen. Dann wären wir mit dieser 
Fragerunde durch. Mit Blick auf die Uhr schaffen 
wir keine weitere. Ich sehe keine zwingende 
Wortmeldung, sodass wir am Ende dieser 
öffentlichen Anhörung sind.  

Ich darf mich zunächst sehr herzlich bei den 
Sachverständigen bedanken, dass sie heute dem 
Deutschen Bundestag als Sachverständige zur 
Verfügung gestanden haben, das vorbereitet 
haben, hier die Fragen beantwortet haben. Dafür 
ein herzliches Dankeschön. Wir haben hier als 
Abgeordnete über Polizeiarbeit beraten und zwei 
Vertreter zweier gewichtiger Gewerkschaften mit 
am Tisch. Deswegen ist es mir ein Anliegen, das 
zu nutzen, um der Arbeit unserer Polizistinnen 
und Polizisten ein herzliches Dankeschön zu 

sagen und ich darf das Ihnen beiden stellvertre-
tend mit auf den Weg geben. Ich glaube, es ist 
deutlich geworden. Wir sind uns unserer Verant-
wortung bewusst, was die Arbeit unserer Polizist-
innen und Polizisten anbetrifft, wie wichtig diese 
Arbeit für die Sicherheit in unserem Lande ist. 
Dafür ein herzliches Dankeschön.  

Damit sind wir am Ende dieser Anhörung. Ich 
darf mich herzlich bedanken, schließe die 
Sitzung und wünsche einen schönen Nachmittag. 

Schluss der Sitzung: 14.13 Uhr 

 
 
 
Josef Oster, MdB 
Amtierender Vorsitzender 
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